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Die Hollé von Idomeni 

Ministerprdsident Ramelow will 2000 Flüchtlinge aus Idomenie nach Thüringen holen 


Die Situation an der griechisch-maze- 
donischen Grenze wird für die Men- 
schen immer unertraglicher - inzwi- 
schen überlegt auch die griechische 
Regierung doch keine ankommenden 
Flüchtlinge in die Türkei zurückzu- 
schicken, da die Türkei kein sicheres 
Drittland sei und es der türkischen 
Erdogan-Regierung wohl nur um 
EU-Miliiarden und um Menschenhan- 
del gehe. 

Ministerpiásident Bodo Ramelow (Lin- 
ke) ist zur Aufnahme weiterer Flüchtlin¬ 
ge etwa aus dem griechischen Grenzort 
Idomeni bereit. „Wir konnen unseren 
Teil zu einer europaischen Kontingent- 
losung beitragen“, sagte Ramelow dem 
Spiegel. 


Derzeit stünden von zehn Erstaufnah- 
meunterkünften im Freistaat sieben leer. 
Ramelow zufolge konnte Thüringen 
im Rahmen einer koordinierten Aktion 
mehrerer Bundeslander ,,1000 bis 2000 
Flüchtlinge" aufnehmen, „die im grie¬ 
chischen Idomeni gestrandet sind und 
verzweifelt auf Hilfe hoffen“. 

Voraussetzung sei, dass die Bundes- 
regiemng in Visafragen und bei der Lo- 
gistik helfe. In einern vollig überfüllten 
Camp in Idomeni an der griechisch-ma- 
zedonischen Grenze sitzen mehr ais 
zehntausende Flüchtlinge fest, weil Ma- 
zedonien die Grenze geschlossen hat. 

Die Bereitschaft Ramelows zur Auf¬ 
nahme weiterer Flüchtlinge wird offen- 
bar von Seiten der Wirtschaft positiv 
gesehen. „Ich wurde schon von Arbeit- 


gebern angesprochen, die sich Sorgen 
machen, dass nun keine Flüchtlinge 
mehr zu uns kommen“, sagte der Lin- 
ken-Politiker dem Spiegel. 

Auch der Sprecher des Athener Flücht- 
lingskrisenstabes, Giorgos Kyritsis, und 
Migrationsminister Ioannis Mouzalas be- 
tonten nach griechischen Medienberich- 
ten, eine Zwangsráumung von Idomeni 
werde es nicht geben. Die griechischen 
Behórden hoffen nach dpa-Informati- 
onen, in den kommenden zwei bis drei 
Tagen etwa 1000 bis 1500 Migranten 
aus Idomeni ins Landesinnere bringen 
zu kónnen. 

Quelle: http://internetz-zeitung.eu ■ 


„Kopp"-Kongress in Fürth 

Fürth. Am 23. April will der 
„Kopp“-Verlag (Rottenburg) in der 
Stadthalle Fürth einen Kongress unter 
dem Motto „Perfekte Krisenvorsorge" 
durchführen. Angekündigt werden Vor- 
trage zu Themen wie „Bargeldverbot“, 
„Selbstversorgung“, zum Verhalten bei 
„bürgerkriegsahnlichen Zustánden" und 
zu „Selbstschutzkonzepten“, die von 
Andreas Háckel, Janne Kipp, Lars Ko- 
narek, Stefan Schubert und Wolf-Dieter 
Storl gehalten werden sollen. 
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„Civítas-KongreB" ¡n Bonn 


Deutschland 2016 

Rassistische Massenbewegung, Gewalt und 
die Asyl- und Flüchtlingspolitik 
der Regierungskoalition 

Fabian Virchow, Hochschule Dusseldorf, Forschungsschwerpunkt- 
Rechtsextremismus/Neonazismus 

Neben den bekannten extrem rechten Parteien haben sich in der letzten Zeit in vielen Stadten sog. 
„besorgte Bürger“ und Pegida-Ableger etabliert. Geeint unter rassistischen Forderungen hetzen sie 
gegen Geflüchtete und Muslime. Die morderischen Folgen der Hetze sind offensichtlich: Alíeme nach 
Angaben des Bundesinnenministeriums wurden bis Mitte Dezember 850 Angriffe auf Flüchtlingsun- 
terkünfte registriert, 2014 waren es noch 199! Statt dem wirksam entgegenzutreten verschárft die 
Regierungskoalition mit einern Asylpaket nach dem anderen die Situation für Geflüchtete. Was kann 
diesen Entwicklungen aus antirassistischer Perspektive entgegengesetzt werden? 

Hintergründe und aktuelle Herausforderungen 
nach den Landtagswahlen im Márz 2016 


Bonn. Das um die Piusbruderschaft an- 
gesiedelte „Civitas-Institut“ führt am 
16. und 17. April seinen náchsten Kon¬ 
gress in Bonn durch. Unter dem Motto 
„Die katholische Schule und die Gesun- 
dung der Gesellschaft" werden ais Re- 
ferenten u.a. Josef Kraus, Prasident des 
„Deutschen Lehrerverbandes" und Autor 
der „Jungen Freiheit", und Hedwig von 
Beverfoerde, Sprecherin der „Initiative 
Familienschutz" und Mitorganisatorin 
der „Demo íür Alle“ in Stuttgart, ange¬ 
kündigt. 
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meldungen, aktionen 


Prozess gegen Dittmer 

Dusseldorf. Der Prozess gegen die „Dü- 
gida“-Aktivistin Melanie Dittmer aus 
Bornheim solí nun am 28. April vor dem 
Düsseldorfer Amtsgericht stattfinden. 
Dort solí es nicht nur darum gehen, daB 
Dittmer einen Beamten des polizeili- 
chen Staatsschutzes bei dessen Tatigkeit 
wahrend einer „Dügida“-Demo gefilmt 
und diese Aufnahme mit beleidigenden 
Kommentaren ins Internet gestellt hat- 
te. Darüber hinaus sollen Beleidigungen 
von Polizisten und Schmah-Rufe gegen 
eine Moschee behandelt werden. Letzte- 
re wertet die Anklage ais Beleidigungen 
sowie ais vorsátzliche und grobe Stórung 
der Gottesdienste. Bisher sind für diesen 
ProzeB 21 Zeugen vorgesehen. hma ■ 

Aktionen der „ldent¡taren" 

Berlin/GrOnhain. Am 13. Márz führten 
Anhanger der „Identitáren Bewegung“ 
(IBD) aus Berlín und Brandenburg eine 
„Solidaritátskundgebung“ vor der Un- 
garischen Botschaft in Berlín durch. 
Es seien die „Regierungen Ungarns, 
Polens, Tschechiens und der Slowakei, 
die die Interessen der eigenen Bürger 
vertreten“ und sich gegen die „Poli- 
tik Merkels und das Versagen der EU“ 
wendeten, heiBt es in einer Erklarung 
der IBD. Im sachsischen Grünhain-Bei- 
erfeld haben unterdessen „Unbekannte“ 
die Tür am Haupteingang des Rathauses 
mit Gasbetonsteinen und Bauschaum 
zugemauert. Das auf die Steine ge- 
sprühte Symbol steht für die „Identitare 
Bewegung“. 

hma ■ 

Demonstration gegen Pogida 

Potsdam. Das Bündnis „Potsdam! be- 
kennt Farbe“ ruft emeut zur Teilnahme 
an einer Kundgebung unter dem Titel 
„Refugees welcome - für Weltoffenheit 
und Toleranz“ auf. Sie solí am 22.03. 
stattfinden. Das Bündnis „Potsdam! be- 
kennt Farbe“ wird in Sicht- und Hórwei- 
te zur Abschlusskundgebung von Pog¬ 
ida seine Demonstration abhalten. Das 
Bündnis ist ein Zusammenschluss von 
mehr ais 30 Initiativen und Vereinigun- 
gen in der Landeshauptstadt, die „Nein!“ 
zu jeglicher Form von Fremdenfeind- 
lichkeit, Gewalt, Rassismus und Diskri- 
minierung sagen. 

Quelle: http://www.fluechtlingsrat-bran- 
denburg.de 21.03.2016 ■ 

Rechtsextreme Soldaten 
dürfen keínen Zugang zu 

Waffen haben 

,,Es kann nicht angehen, dass die Bun- 
deswehr ihre Nachwuchsprobleme da- 
durch lóst, dass sie Nazis in ihren Reihen 


Watchletter über die Aktivitaten der AfD in der Hamburgi- 
schen Bürgerschaft 


Unter folgender Ad- 
resse kann der News- 
letter gelesen und ais 
RSS-Feed abonniert 
werden. 

http://usl2.cam- 
paign-arch¡ve2. 
com/?u=d0d7492f- 
0d49a485dlae29be- 
a&¡d=4063e00614&e=- 
3fe7a003ec 


RECHTSAUSSEN IM RATHAUS - Watchletter über die Aktivitaten Viewthis email in vou 

der AfD in der Hamburgischen Bürgerschaft browser 


RECHTSAUSSEN IM RATHAUS 

Die Aktivitaten der AfD in der Hamburgischen Bürgerschi 


Schon vor den letzten Landtagswahlergebnissen hatte die 
Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft 
beschlossen, einen neuen Newsletter herauszugeben, und m 
diesen Wahlen legen wir nun wirklich los: Wir wollen darübei 
informieren, was die AfD in der Hamburgischen Bürgerschaft 
eigentlich treibt. Zwar sind ihre parlamentarischen Beitráge - 
Antrage, Reden, Kleine und GrotSe Anfragen - über die 
Pariamentsdatenbank óffentlich zugánglich. Doch wir wollen 
Bedingungen der Information verbessem und damit die 


duldet. Absolut unverantwortlich ist es 
zudem, Soldaten, die in der Kompanie 
,Gedankenspiele‘ über das ,Jagen‘ und 
,Abschlachten von NegenT anstellen, 
weiterhin Zugriff auf Schusswaffen im 
Rahmen von Ausbildungen zu ermogli- 
chen“, erklart die innenpolitische Spre- 
cherin der Fraktion DIE LINKE., Ulla 
Jelpke, zur Antwort der Bundesregierung 
auf die Kleine Anfrage „Rechtsextreme 
Vorkommnisse in der Bundeswehr im 
Jahr 2015“. Die Abgeordnete weiter: 

„Im vergangenen Jahr notierte der Mi- 
litárische Abschirmdienst (MAD) 230 
rechtsextremistische Verdachtsfálle in der 
Truppe, darunter rassistische Beleidigun¬ 
gen, das Zeigen des HitlergruBes, oder das 
Verschicken von volksverhetzenden Áu- 
Berungen oder Fotos mit neonazistischem 
Inhalt über soziale Netzwerke. Allerdings 
mussten nur 19 Soldaten aufgrund rechts- 
extremer Vorkommnisse vorzeitig aus 
dem Bundeswehrdienst ausscheiden, in 
den übrigen Fallen konnten sie nach Dis- 
ziplinarstrafen und BuBgeldzahlungen in 
der Truppe verbleiben. 

Strafrechtlich gilt die Unschuldsver- 
mutung. Aber wenn die Dienstvorgesetz- 
ten den dringenden Verdacht haben, dass 
ein Soldat rechtsextremes Gedankengut 
pflegt, muss ihm bis auf weiteres der Zu¬ 
gang zu Waffen verwehrt bleiben. Wenn 
die bestehenden Rechtsgrundlagen dafür 
nicht ausreichen, muss man sie eben an¬ 
dera. Bei der Bekampfung von Rechts- 
extremen in der Truppe darf es keinerlei 
Abstriche geben.“ 

Ulla Jelpke, MdB ■ 


Acht Jahre mit dem Verbot 
der „Weisse Wolfe Ter- 
rorcrew" gewartet - Gefahr 
des Rechtsterrorismus nicht 
gebannt 

Zum bundesweiten Verbot der Neo- 
nazi-Gruppierung „Weisse Wólfe Ter- 
rorcrew“, die in Sachsen aktiv war, 
erklart Kerstin Kóditz, Sprecherin für 
antifaschistische Politik der Fraktion 
DIE LINKE, die auch stellvertretende 
Vorsitzende des NSU-Untersuchungs- 
ausschusses ist: 

Spátestens seit 2014 waren mutmaB- 
liche WWT-Mitglieder auch in Sachsen 
aktiv, dem Vernehmen nach zunachst im 
Raum Zwickau und dem Vogtlandkreis. 
Alarmierend sind die AusmaBe der bun- 
desweit vernetzten Gruppierung, auf 
deren Gefahren bereits seit Jahren hinge- 
wiesen wird. 

Wenig verstándlich ist es daher, dass 
mit dem Verbot geschlagene acht Jahre 
lang gewartet wurde. 

Gerade jetzt, wo rechtsmotivierte Ge¬ 
walt bis hin zu Anschlagshandlungen an 
der Tagesordnung ist, muss die Radika- 
lisierung von rechts zeitnah gestoppt 
werden - und nicht erst dann, wenn eine 
Gruppe bereits bundesweite Bande unter 
Gesinnungsgenossen kníipfen konnte. 

Um Klarheit zu den Umtrieben der 
Gruppierung in Sachsen zu erlangen, 
habe ich heute eine parlamentarische An¬ 
frage in den Gescháftsgang des Landtages 
gegeben. AuBerdem hat der sáchsische 
NSU-Untersuchungsausschuss bereits am 
Montag einen dahingehenden Beweisan- 
trag der Mitglieder meiner Fraktion be¬ 
schlossen. Die Gefahr des Rechtsterroris¬ 
mus ist offensichtlich nicht gebannt. 

PM Kerstin Kóditz ■ 
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Die AfD werkelt an Parteiprogramm: 

Schwerpunkt: Anti-lslamismus 


Schon vor Wochen wurde ein vor- 
láufiger Programmentwurf gele- 
akt, der klar machte, dass die AfD 
künftig einen weiteren Schwerpunkt in 
der Aufwiegelung der Bevólkerung ge- 
gen den Islam und gegen in Deutschland 
lebende Muslimlnnen haben wird. Der 
neue Programmentwurf, der ais Leitan- 
trag des Bundesvorstands Ende April 
vom Bundesparteitag beschlossen wer- 
den solí, bestatigt diese StoBrichtung. 

„Der Islam gehort nicht zu Deutsch¬ 
land!", heiBt es darin. Die AfD lehnt es 
nicht nur ab, den Islam ais gleichberech- 
tigte Religión anzuerkennen, sondem sie 
betreibt auch eine Ausgrenzung glau- 
biger Muslimlnnen, wenn es über den 
Islam heiBt: „In seiner Ausbreitung und 
in der Prasenz einer standig wachsen- 
den Zahl von Muslimen sieht die AfD 
eine groBe Herausforderung für unseren 
Staat.“ Der AfD geht es eben nicht nur 
um Islamistlnnen, sondern um Musli¬ 
mlnnen generell. 

Insbesondere glaubigen Muslimlnnen 
solí die Religionsausübung erschwert 
werden. Die Vollverschleierung in der 
Óffentlichkeit solí verboten werden, das 
Kopftuch dürfe im óffentlichen Dienst 
nicht getragen werden. Im ersten Ent- 
wurf sollten noch das Schachten von 
Tieren und die Beschneidung von Jun- 
gen verboten werden. Im neuen Entwurf 
wird das Schachten unter Betáubung zu- 
gelassen und von der Beschneidung ist 
gar keine Rede mehr, weil auch jüdische 
Glaubige davon betroffen worden wáren. 
Es ging der AfD tatsáchlich nicht um 
Tierschutz oder um die kórperliche Un- 
versehrtheit von Jungen. 

„Das Minarett lehnt die AfD ais isla- 
misches Herrschaftssymbol ebenso ab 
wie den Muezzinruf, nach dem es au- 
Ber dem islamischen Allah keinen Gott 
gibt. Minarett und Muezzinruf stehen 
im Widerspruch zu einem toleranten 
Nebeneinander der Religionen, das die 
christlichen Kirchen in der Moderne 
praktizieren." Wieso das für das Lauten 
von Kirchenglocken nicht gelten solí, 
kann nur verstehen, wer die Ansicht der 
AfD teilt, der Islam sei eine minderwer- 
tige oder gefáhrliche Religión, die hier 
nicht her gehóre. 

Dazu passt auch, dass die AfD es ab- 
lehnt, islamische Gemeinschaften ais 
Kórperschaften des Óffentlichen Rechts 
anzuerkennen, die genauso wie christ- 
liche Kirchen Staatsvertrage schlieBen 
kon nten. 

Dennoch behauptet die AfD, „sich 
uneingeschránkt zur Glaubens-, Gewis- 
sens- und Bekenntnisfreiheit" zu beken- 


nen. Wenn das nach den Ausführungen 
im Programmentwurf schon zweifelhaft 
geworden ist, wird es bei Bj5m Hócke 
zum reinen Lippenbekenntnis. 

In einem Interview mit der Thürin- 
gischen Landeszeitung heiBt es: „Den 
Islam unter die Religionsfreiheit zu stel- 
len, das kommt für Sie nicht Frage? 

Nein. Die Religionsfreiheit ist kein 
Supergrundrecht." (26.3.16) 

Die Einführung von unter- 
schiedlichen Grundrechten 
- „Supergrundrechten“, die 
für alie gelten, und weiteren 
Grundrechten, die zumindest 
für Muslimlnnen nicht gelten 
sollen - ist schon ein starkes 
Stück für den Landesvorsitzen- 
den einer Partei, die sich offizi- 
ell zu Demokratie und Grund- 
gesetz bekennt. 

Wahrend Hócke zugesteht, 
nichts gegen muslimische Ge- 
betsraume zu haben, lehnt er 
Moscheen ab, da sie keine rei¬ 
ne Sakralbauten seien, sondem 
ihnen oft „eine Bildungsein- 
richtung angegliedert" ist. „Da- 
durch, dass die Moschee eben 
nicht nur ein Sakralbau ist, er- 
kennen Sie schon das Zusam- 
menflieBen von Staat und Re¬ 
ligión im Islam." Die Willkür, 
mit der er seine Ablehnung von 
Moscheen begründet, deutet 
daraufhin, dass es ausschlieB- 


lich um Vorwande geht, Muslimlnnen 
die religióse Gleichberechtigung abzu- 
erkennen. 

F 

Der Leitantrag findet sich hier: 
https://assets. documentcloud. org/ 
documen ts/2 773859/AfD- 
Program men twurfpdfU 



Die AfD spricht 


I „Die AfD mag Steuersystem und Sozi- 
I alstaat nicht per se abschaffen, doch sie 
I tritt für deutliche Vereinfachungen und 
1 prívate Altemativen an. Die AfD mag 
I sich nicht für ein vollstandig privati- 
I siertes Schulmodell aussprechen oder 
I das Marktgeld fordern, doch ist jede 
I Reduzierung des staatlichen Einflus- 
I ses und jeder VorstoB gegen eine zen- 
I tralistische Wahrung nicht ebenso von 
I Wichtigkeit?" 

, John Langkamp, stellvertretender Vor- 
I sitzender der „ Jungen Alternative “ in 
I der „ libertaren “ (d.h. sozialdarwinis- 
I tischen) Zeitschrift Freitum, 16.3.16, 

. auf die Frage, warum er trotz zu wenig 
. „Libertarismus“ in der AfD ist 

. „Wird das Bundesjustizministerium 
. derzeit instramentalisiert, um die Mei- 
I nungsfreiheit einzuschranken? Wurlit- 
I zer: Eindeutig ja! Die Hexenjagd auf 
| Andersdenkende, sei es im Internet 


oder gegen die AfD, liefert beredte Bei- 
spiele dafür." 

Uwe Wurlitzer, Generalsekretar der 
AfD Sachsen in einem Interview mit 
der rechts extremen Zeitschrift Zuerst, 

26.3.16 

„Und diese Leute regieren uns, echt 
Grüne, entweder drogensüchtig, 
schwul, lesbisch, Kommunisten oder 
beschrankt. (...) Es wird Zeit, dass sol- 
che Leute wegkommen." 

Thomas-Axel Palka, AfD-Abgeordneter 
in Baden-Württemberg, auf seiner Fa- 
cebook-Seite laut Stuttgarter Zeitung, 
18.3.16, über Volker Beck 

(Wir lassen an dieser Stelle AfD-Funk- 
tionárlnnen aus der ,,zweiten Reihe“ 
kommentarlos zu Wort kommen,) 

FU 
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Polizeibeamter mit Reichskriegsflagge 


Sich Online eine Laserzielvorrich- 
tung zu bestellen, war dann doch 
ein etwas zu selbstsicherer Einfall 
eines 41-jáhrigen, in Hamburg in der 
Wache 24 tatigen Polizeibeamten. Die 
für seinen Wohnort in Schleswig-Hol- 
stein zustándigen Zollfahnder in Mólln 
fingen das ihnen verdachtig erscheinende 
Paket aus China ab - der Besitz eines 
derartigen Zusatzgerátes für Schusswaf- 
fen ist in Deutschland strafbar. Ein Er- 
mittlungsverfahren wegen VerstoB gegen 
das Waffenrecht wurde eingeleitet. Bei 
einer Hausdurchsuchung am 24. Novem- 
ber fanden die Zollfahnder aber etliches 
mehr: 25 verbo teñe Arten von Munition, 
acht Waffen - darunter eine Pumpgun, 
ein Scharfschützengewehr, eine Maschi- 
nenpistole, Springmesser und Wurfster- 
ne. Insgesamt „fast tausend Waffen, Waf- 
fenteile und Patronen“, wie Andreas 
Ulrich im „Spiegel“ vom 23. Januar ent- 
hüllte: AuBerdem wurden Nazidevotio- 
nalien wie eine Hakenkreuz- und eine 
Reichskriegsflagge und Propagandama- 
terial der Neonaziszene gefunden - Zeit- 
schriften und 14 Aufkleber, auf denen 
etwa neben einem Hakenkreuz steht: 
„Bin gleich zurück“. 

Der zustándige Lübecker Oberstaats- 
anwalt Ralf Peter Anders widersprach 
der Darstellung des „Spiegel“ und wie- 
gelte ab: „Es waren deutlich weniger ais 
tausend Teile“. Anders findet die Funde 
offensichtlich nicht so dramatisch, be- 
hauptet gar: „Wir haben keine Hinweise 
auf Kontakte des Mannes zur rechten 
Szene“. Bis zur Veróffentlichung durch 
den „Spiegel“ und nachfolgend zahlrei- 
che norddeutsche Medien ermittelte die 
Staatsanwaltschaft Lübeck dementspre- 
chend gegen den Polizisten nicht wegen 
moglicher Nazipropagandadelikte. „Wir 
prüfen jetzt, ob auch hinsichtlich der Na- 
zidevotionalien ein Straftatbestand vor- 
liegt“, so der Lübecker Oberstaatsanwalt 
Ralf Peter Anders. Wenn der Polizist die 
Nazisymbole aber nicht óffentlich ge- 
zeigt hátte, láge wohl kein Propaganda- 
delikt vor. Und überhaupt: „Ein GroBteil 
der Fundstücke ist strafrechtlich nicht 
relevant.“ Die Staatsanwaltschaft be- 
fand es bis zur offentlichen Debatte auch 
nicht für notig, die Hamburger Polizei 
über die Ermittlungen gegen einen ihrer 
Beamten zu informieren. „Der Umfang 
dieser Waffen ist uns nicht bekannt“, 
erklárte der Hamburger Polizeisprecher 
Holger Vehren überrascht nach den ers- 
ten Veróffentlichungen: „Das wollen 
wir mit der Staatsanwaltschaft Lübeck 
aufhellen.“ Es wurde wohl recht schnell 
Licht, denn nur einen Tag spáter erklár¬ 
te Hamburgs oberster Polizeisprecher 
Timo Zill: „Eine Suspendierung ist der- 
zeit nach eingehender Rücksprache mit 


der Staatsanwaltschaft nicht gerecht- 
fertigt“. Disziplinarrechtliche Schritte 
würden gegebenenfalls nach einer Ver- 
urteilung erfolgen. Zill verkündete, die 
Polizeiführung habe „beschlossen, den 
Beamten mit sofortiger Wirkung in den 
Innendienst an einer anderen Dienststel- 
le umzusetzen“. Um den Schaden für die 
Polizei Hamburg und für den Beamten 
selbst zu mindem. Es gelte weiter die 
Unschuldsvermutung, betonte er. 

Es ist nicht der erste bekannt geworde- 
ne Vorfall in der Wache 24 der Hambur¬ 
ger Polizei. Nach einer Weihnachtsfeier 
2014 im trauten Kollegenkreis sollen 
von einem damals 34-jáhrigen Polizei- 
obermeister der Wache 24 in Niendorf 
Fotos von Christbaumkugeln mit Ha¬ 
kenkreuz über eine Whats-App-Gruppe 
im Internet verbreitet worden sein. Der 
jüngere Kollege des jetzt umgesetzten 
Polizeibeamten hatte die Aufnahmen bei 
ebendieser Weihnachtsfeier von Polizis¬ 
ten gemacht. Auch ein 52-jáhriger Poli- 
zeiangestellter der Wache 17 im Stadtteil 
Rotherbaum solí Bilder der Weihnachts- 
kugeln mit Hakenkreuz verschickt ha¬ 
ben. Die Wache 17 ist unter anderem 
für den Schutz der in ihrem Zustándig- 
keitsbereich liegenden jüdischen Schule 
Hamburgs zustándig. Gegen die beiden 
Polizisten mit dem Faible für Weih- 
nachtsschmuck mit Hakenkreuzen drauf 
ermittelte die Staatsanwaltschaft „we- 
gen des Verwendens von Kennzeichen 
verfassungswidriger Organisationen". 
Gegen den Polizeibeamten liefen dar- 
über hinaus disziplinarrechtliche MaB- 
nahmen: Der Mann solí sich gegenüber 
seinen Vorgesetzten reuig gezeigt haben. 
Der Polizeiangestellte, der wie der To- 
tenkopf-Fotografierer ais Objektschützer 
an der jüdischen Schule am Grindelhof 
eingesetzt war, ist dagegen auf Veranlas- 
sung von Polizeiprásident Ralf Meyer 
entlassen worden. Der Angestellte kün- 
digte an, dagegen vor dem Arbeitsge- 
richt klagen zu wollen. Danach war stille 
Nacht und keine weiteren Informationen 
gelangten an die Óffentlichkeit. Mit ei¬ 
ner Klage vor dem Arbeitsgericht war al- 
lerdings bereits ein anderer Angestellter 
desselben Reviers erfolgreich, und das 
in einer áhnlichen Sache: Bereits 2013 
war herausgekommen, dass dieser Poli- 
zeiangestellter der Wache 17 - Andreas 
W. - ein Foto von einem Totenkopf mit 
Polizeimütze in seinem Facebook-Pro- 
fil gepostet hatte. Das Foto hatte er in 
dem Container der Objektschützer auf- 
genommen, der direkt vor der jüdischen 
Schule am Grindelhof steht. Der Poli¬ 
zeiangestellte Andreas W. bewachte ais 
Objektschützer den Eingang zu dem Tal¬ 
mud-Tora-Komplex der jüdischen Ge- 
meinde in Rotherbaum, in dem sich auch 


die Joseph-Carlebach-Schule befindet. 
Alie, die hier hinein wollen, míissen an 
den Polizisten und ihrem Container vor- 
bei. Angeblich solí der Totenkopf durch 
die Fenster des Containers nicht zu se- 
hen gewesen sein, versicherte der dort 
ais Objektschützer eingesetzte Polizeian¬ 
gestellte. Das Hamburger Arbeitsgericht 
erklárte in einem Urteil im September 
2013 seine Kündigung für unwirksam. 
Der Totenkopf, der an die SS-Totenkopf- 
verbánde erinnere sei heutzutage nicht 
nur für Nazi-Organisationen „charakte- 
ristisch“. Ein Totenkopf mit Polizeimütze 
ist somit kein Kündigungsgrund - auch 
nicht wenn er im Wachháuschen für eine 
jüdische Einrichtung fotografiert und ge¬ 
postet wird. Für eine fristlose Kündigung 
reiche die „geschmacklose Aktion“ nicht 
aus, befand eine Kamrner des Arbeitsge- 
richts. Die Indizien reichten nicht aus, 
„eine rechtsradikale Gesinnung abzulei- 
ten“, erklárte Gerichtsprásident Helmut 
Nause. „Er wollte keine Bedrohung ge- 
gen Menschen aussprechen“, so Nause. 
Diese Rechtsprechung des Hamburger 
Arbeitsgerichtes liegt ganz auf der Linie 
des Agierens der Hamburger Polizeifüh¬ 
rung im aktuellen Fall. 

Dabei war Andreas W. intern schon 
vorher auffállig geworden, nur war dies 
nicht Gegenstand des Prozesses, weil 
die Vorfálle von der Polizei gedeckelt 
wurden und nicht angezeigt wurden: So 
empfahl er im Kollegenkreis die Lektüre 
von Hitlers „Mein Kampf ‘ und solí Kol- 
legen beschimpft haben, weil sie „Aus- 
lánder“ seien. Die Vorfálle wurden von 
der Polizei nie veróffentlicht, Andreas 
W. lediglich in eine andere Schicht ver- 
setzt. Noch ein weiterer Polizeiangestell- 
ter solí einen Mitarbeiter der Jüdischen 
Gemeinde mit antisemitischen ÁuBerun- 
gen beleidigt haben. Dies wurde erst im 
Rahmen des Arbeitsgerichtsprozesses 
óffentlich. Kai von Appen, gut infor- 
mierter Polizeireporter der taz hamburg, 
berichtete 2013, die Verantwortlichen in 
der Polizei würden davon ausgehen, dass 
etwa 10 Prozent der Polizeiangestellten 
ais belastet gelten müssen - also ais po- 
tenziell naziaffin. Und wie hoch mag der 
Anteil bei den verbeamteten Polizistln- 
nen sein? 

Die Vorwürfe gegen den jetzt im 
Zentrum eines Ermittlungsverfahrens 
stehenden 41-jáhrigen Waffen-, Nazi- 
devotionalien und Neonazipropaganda 
sammelnden Polizeibeamten seien emst, 
aber: „Bisher ist der Kollege vóllig un- 
tadelig seinem Dienst nachgegangen.“ 
Dem entsprechend habe die Hamburger 
Polizei keine Hinweise darauf, dass der 
Beamte rechtes Gedankengut vertrete. 
So kann der 41-jáhrige, wenn er es zu- 
rück erhált, wohl wieder zuhause auf 
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Nazis und Bürgerwehr Hand in Hand 



An der ersten Demonstration der 
Gruppe „Hamm gegen Politik- 
wahn" am 19. Marz 2016 beteilig- 
ten sich knapp über 50 Personen. Die 
Demonstration richtete sich unter ande- 
rem gegen Antifaschismus und „Asyl- 
missbrauch". Nach unseren Informatio- 
nen war die Neonazi-Partei „Die Rechte" 
in die Organisation der Versammlung 
involviert und stellte mit rund 30 Perso¬ 
nen auch die Mehrzahl der Teilnehmen- 
den. 

Die Kundgebung begann gegen 14 
Uhr auf dem Willy-Brandt-Platz mit dem 
Abspielen von Rechtsrock. Die Musik- 
anlage und das ais Lautsprecherwagen 
genutzte Auto stellte eine Abordnung des 
Kreisverbandes von „Die Rechte“ Dort- 
mund zur Verfügung, die auch ein Trans- 
parent mit der Aufschrift „Sicherheit 
und Ordnung statt Überfremdung und 
Multikulti“ mit sich führte. Der GroBteil 
der Mitglieder und Sympathisant*innen 
von „Die Rechte“ stammte allerdings 
aus Hamm und der unmittelbaren Umge- 
bung. Zugegen waren unter anderem der 
mehrfach vorbestrafte Sascha Krolzig 
und der Hainmer Ratsherr Dermis M51- 
ler. Die Neonazis traten offen ais Ver- 
treter von „Die Rechte“ auf und führten 
zwei schwarz-weiB-rote Reichsfahnen 
sowie ein Transparent mit der Aufschrift 
„Asylflut stoppen“ mit sich. 

Der Anmelder der Versammlung, Da¬ 
vid Wendel aus Hamm, sprach zuvor 
schon bei Pegida NRW. Auf seiner Fa- 
cebook-Seite gibt er sich offen nationa- 
listisch und teilt Inhalte neonazistischer 
Gruppierungen wie dem „Dortmun- 
dEcho" und „Die Rechte“ Hamm. Ein 
Ordner wurde von der Gruppe „Haimner 
schützen Hammer“ gestellt, mehrere 
Mitglieder nahmen darüber hinaus an 
der Demonstration Teil. Die „Bürger- 
wehr“ paktierte bereits im Januar mit der 
Neonazi-Partei, ais ein Teil ihrer Mitglie¬ 
der an einer „Rechtsschulung“ durch den 
Haimner Kreisverbandsvorsitzenden Sa¬ 
scha Krolzig in den Raumlichkeiten am 
Kentroper Weg teilnahmen. 

Nach einer BegrüBung durch den Ver- 
sammlungsleiter Wendel hielt auf der 
Auftaktkundgebung das Vorstandsmit- 
glied von „pro NRW“, Holrn Teichert 
aus Essen, eine langatmige Rede, in 


dem Sofá sein Koppelschloss mit Ha- 
kenkreuz und der Pragung „Deutsch- 
land muss leben und wenn wir sterben 
müssen" tragen. Und einen besinnlichen 
deutschen Feierabend unter seiner priva- 
ten Hakenkreuzfahne verbringen. 

Gastón Kirsche ■ 


der er populis- 
tische Parolen 
gegen „die da 
oben“ mit ras- 
sistischen Tira- 
den vermengte. 

Sein positiver 
Bezug auf die 
Wahlerfolge 
der „Altemati- 
ve für Deutsch- 
land“ und seine 
Klage darüber, 
dass „Patrioten“ 
ais Nazis be- 
schimpft wür- 
den, kamen 
beim Publikum 
allerdings nicht 
gut an - schliefi- 
lich bestand 
dieses zu einein 
groKen Teil aus 
Personen, die 
sich selbst ais 
„Nationalsozi- 
alisten“ begrei- 
fen. Teichert, 
der für „pro 
NRW“ in einer 
Essener Be- 
zirksvertretung 
sitzt und sich 
ais Mitstreiter 
von PEGIDA 
bezeichnet, 
rnusste dann 
nach einer hal- 
ben Stunde seine Rede abbrechen, da die 
Zuh5rer*innen die Geduld mit ihm ver- 
loren. Nach einem weiteren kurzen Re- 
debeitrag setzte sich die Versammlung 
ais kleiner Demonstrationszug durch das 
Museumsviertel in Bewegung. Wáhrend 
des kurzen Aufmarsches wurden rassis- 
tische und nationalsozialistische Parolen 
wie „Wer Deutschland nicht liebt, solí 
Deutschland verlassen“, „Wir wollen 
keine Asylantenheime" und „Nationaler 
Sozialismus - Jetzt“ skandiert. Die Ver- 
anstaltung wurde dann auf dem Willy- 
Brandt-Platz beendet. 

Rechte Allianz in Hamm 

Wir konnnen nach der Beobachtung der 
Veranstaltung zu dem Ergebnis, dass es 
sich bei der Gruppe „Hamm gegen Poli- 
tikwahn“ um einen gefáhrlichen Zusam- 
menschluss bis jetzt nicht offen aufge- 
tretener Rassist*innen und organisierter 
Nazis handelt. Das rechte Potential, dass 
den Hammer Bürgerwehr-Strukturen von 
Beginn an innewohnte, scheint jetzt auch 
genutzt zu werden. Der Schulterschluss 
mit organisierten Rechtsradikalen ist of- 
fensichtlich kein Tabú mehr. „Die gest- 


rige Veranstaltung wurde durch eine Al¬ 
lianz aus rechten Wutbürger*innen und 
organisierten Neonazis ermoglicht. 

In Zukunft wird es wichtig sein, mit 
óffentlichem Protest gegen die Aktio- 
nen dieses Zusammenschlusses vorzu- 
gehen. Wir rufen alie demokratisch und 
antifaschistisch gesinnten Hammer Bür- 
ger*innen auf, dabei mitzumachen.“, 
so Michael Tillmann, Sprecher der An- 
tifaschistischen Aktion Hamm. „Auch 
die Raumlichkeiten am Kentroper Weg 
spielten einmal mehr eine wichtige Rol¬ 
le: Sie waren Treffpunkt der organisier¬ 
ten Nazis im Vorfeld, und Anlaufpunkt 
im Anschluss an die Veranstaltung." 

Nachtrag: Holm Teichert ist seit Be¬ 
ginn des Monats kein Mitglied der Partei 
,,pro NRW“ mehr Seinen Sitz in der Es¬ 
sener Bezirksvertretung scheint er wei- 
terhin inne zu haben. Sein statement zu 
seinem Austritt findet sich auf Teicherts 
facebook-Seite. 

Antifaschistische Aktion Hamm ■ 
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NSU-Prozess 


Zum NSU-Video und dem 
Zeitungsarchiv des NSU 

Heute sagten zwei BKA-Beamtlnnen 
aus, v.a. zum Entstehungsprozess des 
NSU-Videos und zu dem in der Früh- 
lingsstraBe gefundenen Archiv mit Zei- 
tungsartikeln zu den Morden und An- 
schlágen des NSU. 

Der erste Beamte konnte - trotz zahl- 
reicher Stórfeuer der Verteidigung und 
fahriger Befragung durch den Vorsitzen- 
den - gut darstellen, dass das Video in 
mehreren Arbeitsschritten zwischen Mai 
2006 und November 2007 erstellt wurde. 
U.a. wurde wohl im Juni 2006, also deut- 
lich vor dem Mord an der Polizeibeamtin 
Michéle Kiesewetter und dem Mordver- 
such an ihrem Kollegen, eine Hand in 
das Video eingefügt, die einen Schuss 
auf einen Polizisten abgibt. 

Seine Kollegin berichtete zu dem Ar¬ 
chiv, in dem eine Vielzahl von Zeitungs- 
artikeln zu den Taten des NSU, nach Tat- 
datum geordnet, gesammelt wurde. Auf 
zweien fanden sich Fingerabdrücke von 
Beate Zschápe, ebenso eine DNA-Spur, 
die wohl ebenfalls Zschápe zuzuordnen 
ist. Ebenfalls in der FrühlingsstraBe 26 
geñmden wurde ein „Drehbuch“ für das 
NSU-Video. Die handschriftlichen Noti- 
zen auf beiden Dokumenten stammen ei- 
nem Gutachten zu Folge wohl von Bóhn- 
hardt und Mundlos. 

Die Beamtin hatte weiter wiederherge- 
stellte gelóschte Daten vom Rechner des 
Holger Gerlach ausgewertet - u.a. fan¬ 
den sich darin diverse Dateien mit neo- 
nazistischem Inhalt sowie drei Bilder/ 
Videos, die „Paulchen Panther“ zeigen. 
Ob dies einen Hinweis darauf darstellt, 
dass Gerlach von dem NSU-Video wuss- 
te, oder ob die Übereinstimmung zufállig 
ist, lieB sich nicht feststellen. 

Die Nebenklagevertreterlnnen der Fa- 
milie Yozgat stellten zwei Antrage auf 
Vernehmung von Zeuglnnen und Verle- 
sung von Dokumenten, die zeigen, dass 
das Landesamt für Verfassungsschutz 
Brandenburg im Jahr 1998 die Ergrei- 
fung der drei Flüchtigen Zschape, Bóhn- 
hardt und Mundlos vereitelt hat: Deren 
V-Mann Szczepanski hatte mitgeteilt, 
dass Jan Werner eine Waffe für die drei 
Untergetauchten besorgen wolle, die 
demnach einen Überfall begehen und 
sich dann ins Ausland absetzen wollten. 
Das Landesamt aber weigerte sich, die¬ 
se Information in geeigneter Form an 
die Polizei in Thüringen weiterzugeben, 
Grund: Quellenschutz für Szczepanski. 
Bei Weitergabe der Informationen hatten 
Zschape, Mundlos und Bóhnhardt noch 
vor ihrer allerersten Tat festgenommen 
werden. Weiter benennt die Nebenkla- 
ge Yozgat diverse Beweismittel dafür, 


dass der Verfassungsschützer Górlitz in 
diesem Zusammenhang in der Hauptver- 
handlung eine Falschaussage begangen 
hat. 

15.03.2016 http://www. nsu-nebenklage. 
de/blog/2016/03/15/15-03-2016/ ■ 

Praktische Entschwórung im 
Gerichtssaal, und weitere 
Geschichten von der Verteí- 
digung Zschape 

Der Tag begann mit Aussagen mehrerer 
Polizeibeamtinnen zu den Waffen, die in 
der FrühlingsstraBe 26 und im Wohnmo- 
bil in Eisenach gefunden wurden. Dabei 
wurden auch praktische Beitrage zur 
Ausráumung von Verschwórungstheori- 
en geleistet, konkret zu der, es sei keine 
Hirnmasse von Bóhnhardt und Mundlos 
im Wohnmobil gefunden worden, was 
zeige, dass sie anderswo ermordet wor¬ 
den seien: auf Frage der Verteidigung 
Wohlleben gab ein Beamter der Tatort- 
gruppe an, er habe „viel Hirnmasse und 
viel Blut“ im Wohnmobil gesehen. 

Auch die von der Verteidigung Wohl¬ 
leben immer wieder angedeutete These, 
die Mordwaffe Ceska sei von Dritten 
in den Brandschutt der FrühlingsstraBe 
eingebracht worden, wurde erneut wi- 
derlegt: der Polizeibeamte, der die Waffe 
aufgefunden hatte, gab an, sie habe ganz 
unten in dem Schuttberg gelegen und sei 
erst nach stundenlangem Abtragen ge- 
funden worden, es habe auch an dem Tag 
auBer der Polizei niemand Zutritt zu dem 
Gelande gehabt. 

Es folgten weitere Antworten der Ver¬ 
teidigung Zschape auf die Fragen des 
Gerichts und der Verteidigung Schultze, 
die von RA Borchert verlesen wurden. 
Wie zuvor blieben die Antworten total 
vage, Zschape will von nichts gewusst 
haben und sich über nichts Gedanken ge- 
macht haben. Auch André Eminger habe 
nichts gewusst. 

Die von Zschapes Verteidigem formu- 
lierten Antworten bleiben in den Kern- 
fragen extrem detailann, wahrend Rand- 
geschehen sehr detailreich beschrieben 
wird. Sie wirken darüber hinaus kons- 
truiert, bereits in sich unglaubhaft und 
widersprüchlich: so hatte Zschape etwa 
zu Beginn behauptet, sie habe die beiden 
Mánner mehrfach ausdrücklich ange- 
sprochen und aufgefordert, nicht mehr 
zu morden - heute dagegen gab sie an, 
sie habe sich nicht einmal getraut, The- 
men wie einen eigenen Intemetanschluss 
anzusprechen, aus Angst, dass Uwe 
Bóhnhardt sie schlagen würde. 

Der Vorsitzende kündigte an, dass die 
Fragen der anderen Beteiligten (also der 
Generalbundesanwaltschaft, der Neben- 


klage und des Sachverstandigen) morgen 
gestellt werden kónnten - die Befragung 
durch das Gericht ist demnach nunmehr 
abgeschlossen. 

16.03.2016 http://www.nsu-nebenklage. 
de/blog/2016/03/16/16-03-2016/ ■ 

Zschapes Einlassung zerfallt, 
Verteidigung Wohlleben 
blockiert und der Senat geht 
in Ferien 

Zunáchst wurden heute zwei weitere 
Zeugen zu Raubüberfállen des NSU be- 
fragt. Das übliche Prozedere solcher Be- 
fragungen wurde durchbrochen, ais der 
erste Zeuge am Ende erklarte, eine offi- 
zielle Entschuldigung für alie Pannen bei 
den Ermittlungen ware auch gegenüber 
den überlebenden Opfern angebracht. 

Er ais Geschádigter eines Banküberfal- 
les habe bislang keinerlei Rückmeldung 
erhalten. Zschape-Verteidiger Heer und 
Stahl empórten sich und intervenierten 
beim Vorsitzenden, er móge den Zeugen 
unterbrechen. 

Im Anschluss vernahm das Gericht 
eine Polizeibeamtin, deren Angaben die 
Einlassungen von Zschápe erschüttert: 
Die junge BKAlerin, die bereits mehr¬ 
fach von ihren Ermittlungen berichtet 
hatte, bescháftigte sich heute mit zwei 
technischen Fragen: zum einen ging es 
um die Frage, ob Zschape, wie sie be¬ 
hauptet hatte, aus dem Radio vom Tod 
Uwe Bóhnhardts und Uwe Mundlos* 
erfahren hatte. Der aufwándige Abgleich 
mit den Radioprogrammen ergab, dass 
dies zwar nicht ausgeschlossen, aber 
jedenfalls unwahrscheinlich ist: auf 
Zschápe’s Rechner lief an jenem Tag 
ein Online-Radio-Stream, über den die 
Nachricht von den Leichen im Wohnmo¬ 
bil in Eisenach erst lief, nachdem Zschá¬ 
pe die Wohnung bereits in Brand gesetzt 
hatte. Ob auf analogen Radiosendern die 
Nachricht aus Eisenach evtl. früher ge- 
sendet wurde, lieB sich nicht mehr voll- 
stándig ennitteln - aber auch dann kónn- 
te Zschápe nur davon erfahren haben, 
wenn sie gleichzeitig den Livestream 
und einen analogen Radiosender hórte. 
Auch dieser Teil ihrer Einlassung scheint 
also unwahr zu sein. 

Die Zeugin hatte sich auBerdem mit 
Videoaufnahmen zum Anschlag in der 
KeupstraBe bescháftigt, die in der Früh- 
lingsstraBe gefunden wurden: diese wur¬ 
den am Tag des Anschlags mit einem 
Videorekorder aufgenommen, und zwar 
per Hand und schon zwei Stunden nach 
dem Anschlag, also zu einem Zeitpunkt, 
an dem Mundlos und Bóhnhardt noch 
nicht wieder aus Kóln zurückgekehrt 
sein konnten. Geht man davon aus, dass 

o-> 
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Gedenkmarsch der Veteranen der lettischen Legión der Waffen-SS in Riga: 

Deutsche Antifaschisten abgeschoben - 

der Skandal bleibt! 


Nachdem fünf Mitglieder der VVN-BdA 
mehrere Stunden auf dem Flughafen von 
Riga festgehalten worden waren, weil 
sie sich an den Protesten gegen den Eh- 
renmarsch für die Waffen-SS beteiligen 
wollten, wurden sie schliefilich mit unbe- 
kanntem Ziel in einem Gefangenentrans- 
portwagen zeitweise unter Blaulicht fort- 
geschafft. Gegen Abend fanden sie sich 
an der litauischen Grenze wieder, wo die 
Polizei einen Femreisebus anhielt. In die¬ 
sen hinein verfrachtet, trafen sie 20 Stun¬ 
den spater wieder in Berlin ein. 

Wáhrenddessen konnten andere Mit¬ 
glieder der VVN-BdA trotzdem in Riga 
unter intensiver Polizeibegleitung ge- 
meinsam mit unseren lettischen Freun- 
den von „Lettland ohne Nazismus“ 
und dem Direktor des Simón-Wiesent- 
hal-Zentrums New York, Dr. Efraim 
Zuroff, sichtbar in der Náhe des Frei- 
heits-Monumentes demonstrieren. Der 
Protest fand grofie Beachtung und stieB 
auf Interesse bei der Presse. 

Die massiven Schikanen im Vorfeld 
waren ebenso wirkungslos geblieben 
wie die Einschüchterungsversuche der 
Immigrationspolizei im Hotel unserer 
Delegation. 

Der Marsch der SS-Veteranen und ih- 
rer Anhánger formierte sich nach dem 
Besuch eines Gottesdienstes in der St. 


itfl 

WN-BdA 

Peters Kirche, angeführt durch den 
Pastor. Etwa 1000 Veteranen und An- 
hanger - darunter auch sichtbar organi- 
sierte Gruppen von Neofaschisten - mar- 
schierten zum Freiheits-Monument. Der 
Marsch sei „gruselig“ gewesen, hieB es 
in einem ersten Kommentar aus Riga. 

Der Protest war sichtbar durch Fali¬ 
ñen, Transparente und Schilder mit der 
Aufschrift „Keine Glorifizierung des Ho- 
locaust“ in lettischer und englischer Spra- 
che. AuBerdem wurden Fotos von Mas- 


sakern an der jüdischen Bevólkerung 
Lettlands durch das zur lettischen Legi¬ 
ón der Waffen-SS geh5rende Komman- 
do Viktor Arajs gezeigt. Dazu wurden 
Hunderte Ñamen von jüdischen Opfem 
aus Riga verlesen. Das war jedoch nur so 
lange móglich bis der Marsch in Hórwei- 
te kam, dann mussten die Lautsprecher 
auf Anweisung der Polizei ausgeschaltet 
werden. 

Wáhrend die lettischen Behórden da- 
für sorgen, dass die Veteranen der Waf- 
fen-SS durch keine Erinnerung an ihre 
Opfer gestórt durch Riga paradieren 
kónnen, werden protestierende Antifa- 
schistinnen und Antifaschisten krimina- 
lisiert und schikaniert und ihre Arbeit in 
skandalósem AusmaB behindert. 

Auch 2017 werden wir deshalb wieder 
an der Seite unserer lettischen Freunde in 
Riga demonstrieren und fordern: 

• Schluss mit der Ehrung von 
NS-Kollaborateuren und Mórdem! 

• Anerkennen der baltischen Beteili- 
gung am nazistischen Vólkennord! 

• Freiheit für, ,Lettland ohne Nazismus 1 ‘! 

Cornelia Kerth, 16. Marz 2016, 
VVN-BdA.de ■ 


die Aufnahmen in der FrühlingsstraBe 
gefertigt wurden, dann kónnen sie also 
nur von Zschápe stammen. Die aber hat- 
te in ihrer Einlassung behauptet, sie habe 
von dem Anschlag in Kóln erst nach der 
Rückkehr der beiden Manner erfahren. 

Wie verzweifelt die Erklarungsver- 
suche der Verteidigung Zschape in- 
zwischen sind, zeigt die Reaktion von 
Zschápe-Verteidiger Grasel, der von der 
Presse bereits vor einigen Tagen auf die 
Videos angesprochen worden war: ge- 
genüber der taz gab er an, die Aufnahmen 
konnten ja z.B. auch von André Eminger 
gemacht worden sein - gestem, weniger 
ais eine Woche spater, verlas nun sein 
Mitverteidiger Borchert im Ñamen von 
Zschape die Erklarung, Eminger habe 
von den Morden und Anschlágen über- 
haupt nichts gewusst. Damit werden die 
heute dargestellten Ermittlungen- zu- 
sammen mit den zahlreichen bereits vor- 
liegenden Beweismitteln - dazu führen, 
dass Beate Zschape wie angeklagt verur- 
teilt wird - zu erdrückend die Beweisla- 
ge, zu unglaubhaft und widersprüchlich 
ihre bestreitenden Angaben. 

Es stellt sich aber auch die Frage, war- 
um manche der Beweisthemen, um die es 


in den letzten Wochen ging, nicht schon 
viel früher ausermittelt und ins Verfahren 
eingeführt wurden: die Frage, welcher 
Radiosender wann über die Leichen in 
Eisenach berichtete, hatte sich Anfang 
2012 sicher leichter klaren lassen ais 
jetzt, über vier Jahre spater, und auch die 
Videos zum Anschlag in Kóln liegen den 
Behórden bereits seit 2011 vor. 

Eine weitere Polizeibeamtin sollte im 
Anschluss von einem Fund im Rahmen 
einer Hausdurchsuchung bei Wohlleben 
berichten, der erneut dessen Selbstdar- 
stellung ais gemaí.ügter „Nationalpazi- 
fist“ erschüttert und ihn ais überzeug- 
ten Nationalsozialisten entlarvt: Bei 
der Durchsuchung wurde ein T-Shirt 
mit dem Aufdruck „Eisenbahnroman- 
tik“ gefunden, darunter ein Bild eines 
Bahngleises, das in das Konzentrations- 
lager Auschwitz führt. Die Beamten hat- 
ten das Shirt damals nicht sichergestellt 
aber ein Foto davon gemacht. 

Bevor die Zeugin befragt werden 
konnte, widersprach die Verteidigung 
Wohlleben und beantragte, das Verfahren 
gegen ihren Mandanten abzutrennen und 
auszusetzen, weil das Foto bisher nicht 
in der Gerichtsakte war. Tatsachlich hat 


auch die Nebenklage in der Vergangen- 
heit mehrfach kritisiert, dass die Bundes- 
anwaltschaft nach eigenem Gutdünken 
Ennittlungsbestandteile zurückhalt und/ 
oder in anderen Verfahrensakten „parkt“. 
Es ist allerdings nicht zu erwarten, dass 
der Antrag der Verteidigung erfolgreich 
sein wird - letztlich geht es hier nur 
um ein Foto, auch fand sich in der Akte 
schon vorher ein Hinweis, dass dieses 
existierte. Die Generalbundesanwalt- 
schaft gab an, sie habe dieses Foto vor 
allem in Antwort auf Wohllebens Selbst- 
darstellung „aktiviert.“ Das Gericht hatte 
allerdings heute keine Ambitionen, auf- 
wendige Beschlüsse zu schreiben, und 
verabschiedete sich umgehend in die 
Osterferien. 

Damit blieb das Gericht auch in den 
letzten Wochen vor den Osterferien sei- 
ner Tendenz treu, im Schnitt nur halbtags 
zu verhandeln - kein Wunder also, dass 
es letzte Woche offiziell weitere Ver- 
handlungstermine bis Januar 2017 fest- 
setzte. 

17.03.2016 http.V/www.nsu-nebenklage. 
de/blog/2016/03/17/17-03-2016 ■ 
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Fast táglich greifen Rassisten und Rassis- 
tinnen Flüchtlingsheime an, islamfeindli- 
che Übergriffe nehmen zu. Erschreckend 
viele Menschen nehmen an fremdenfeind- 
lichen und rassistischen Demonstrationen 
teil. Pegida hetzt gegen Geflüchtete und 
Muslime und Musliminnen. 

Wahrenddessen wird die „Alternative 
für Deutschland“ (AfD) zunehmend zum 
Sammelbecken für Fremdenfeindlichkeit 
und Rassismus. An vielen Orten ist die 
AfD Zentrum der extremen Rechten ge- 
worden. Abgeordnete der AfD verbreiten 
Nazi-Parolen und hetzen gegen And- 
ersdenkende. 

Die AfD ist zu einer ernsthaften Ge- 
fahr geworden, für all jene, die nicht in 
ihr rechtes Weltbild passen. 

Deine Stimme gegen rechte Hetze 

Wir wollen dem ein Ende machen. Wir 
greifen ein, wenn Rassistinnen und 
Rassisten Menschen in unserer Mit- 
te attackieren. Menschenverachtender 
Stimmungsmache gegen Geflüchtete, 
Musliminnen und Muslime, Roma und 
Romnija, Sinti und Sintiza, Jüdinnen und 
Juden treten wir entgegen. 

Wir wehren uns gegen Mordanschla- 
ge und Pogrome gegen Geflüchtete. Mit 
AufFordemngen wie zum Schusswaffen- 


gebrauch gegen Geflüchtete an der Gren- 
ze wird die AfD zum Stichwortgeber für 
solche Übergriffe. 

Wir sind viele. Wir he i lien Geflüchtete 
willkommen. Wir stehen auf gegen den 
Rassismus von Pegida, AfD, NPD & Co. 
Wir erheben unsere Stimmen, um in die 
gesellschaftlichen Debatten einzugrei- 
fen, gegen rechten Populismus. 

Wir wenden uns gegen Obergrenzen 
und Grenzschlieflungen, die Wasser auf 
den Mühlen der Rassistinnen und Rassis¬ 
ten waren. Wir stehen für eine offene und 
gerechte Gesellschaft. Wir lassen nicht 
zu, dass Menschen gegeneinander aus- 
gespielt werden. Wir wollen Solidaritát, 
Zusammenhalt und ein besseres Leben 
für alie! 

Unsere Alternative ist Solidaritat 

Wir werden weiterhin Flüchtlinge mit of- 
fenen Armen empfangen. Asyl ist Men- 
schenrecht. 

Wir wollen verhindern, dass Rassistin¬ 
nen und Rassisten Raum für ihre Hetze 
bekommen. 

Wir werden uns stark machen für glei- 
che politische und soziale Rechte für alie 
Menschen. 

Wir werden uns der AfD überall entge- 
genstellen, ob auf der Strafle oder in den 


Parlamenten. 

Überall wo die Rassistinnen und Ras¬ 
sisten von AfD und Co. demonstrieren, 
sprechen oder auf Stimmenfang gehen, 
werden wir prásent sein und klar und 
deutlich sagen: Wir stehen auf gegen 
Rassismus! Reine Stimme für rechte 
Hetze! 

Dem Verbreiten von Hass, setzen wir 
eine bundesweite antirassistische Aufkla- 
rungskampagne entgegen: im Stadtteil, 
in der Schule, an der Uni, im Betrieb, im 
Theater, im Konzertsaal - überall! 

Wir setzen auf die Aktivitat von Vie¬ 
len. Gemeinsam werden wir klarstellen: 
Rassismus ist keine Alternative! 

Unterzeichne den Aufruf! Hier kann 
unterschrieben werden: 

https:// www.aufstehen-gegen-rassismus.de/ 

Auf der Aktionskonferenz aktiv 
werden! 

Am 23. und 24. April 2016 findet in 
Frankfurt am Main eine bundesweite Ak¬ 
tionskonferenz gegen die AfD statt. Das 
ist deine Chance aktiv zu werden und der 
fremdenfeindlichen Hetze etwas entge- 
genzusetzen! 


Erstunterzeichnerlnnen 

Michel Abdollahi (Journalist) Gesine Agena (Bundesvorstand Bündnis 90/D¡e Grünen) Detlef Ahting (ver.di Landesleiter Niedersachsen) Düzgün 
Altun (Vorstandsmitglied DIDF) Prof. Elmar Altvater (Politikwissenschaftler) Jeanne Andresen (Aktion Rheinland-Widerstand. Gestern, heute, morgen) 
Antje Arndt (Vorsitzende Flüchtlingsrat Sachsen-Anhalt) Dr. Katarina Barley (Generalsekretárin der SPD) Dr. Johannes M. Becker (Friedensforscher) 
Rolf Becker (Schauspieler) Matthias Beer (Gewerkschaftssekretár IG Metal!) Esther Bejarano (Auschwitz-Überlebende) Prof. Dr. Bernd Belina (Geo- 
graph) Immanuel Benz (Bundesvorsitzender SJD-Die Falken) Frank Bethke (stellvertretender landesleiter ver.di NRW) Sascha Bóhm (Bundesleiter 
Naturfreundejugend) Jürgen Bothner (Landesbezirksleiter ver.di Hessen) Matthias Brenner (Intendant Neues Theater Halle) Cuno Bruno-Hágele (Ge- 
scháftsführerin ver.di Stuttgart) Frank Bsirske (ver.di Bundesvorsitzender) Christine Buchholz (MdB LINKE) Günter Burkhardt (Pro Asyl Gescháftsführer) 
Prof. Dieter Dettke (Politikwissenschaftler) Oliver Dietzel (1. Bevollmáchtigter IG Metall Nordhessen) Farhad Dilmaghani (DeutschPlus e.V.) Prof. Klaus 
Dórre (Soziologe) Hannah Eberle (BLOCKUPY) Janis Ehling (Die UNKE.SDS) Ulrike Eifler (DGB Gescháftsführerin DGB Südosthessen) Christine Eitel 
(Kólner Studis gegen Rechts) Hartwig Erb (1. Bevollmáchtigter IG Metall Wolfsburg) Michael Erhardt (1. Bevollmáchtigter IG Metall Frankfurt) Malte 
Fiedler (linksjugend ['solid] Bundessprecherlnnenrat) Robert Fietzke (Sprecher Blockmd) Sebastian Friedrich (AfD-Experte) Uwe Funke (Düsseldorf 
stellt sich quer) Corinna Genschel (Vorstandsmitglied im Komitee für Grundrechte und Demokratie) Axel Gerntke (1. Bevollmáchtigter IG Metall 
Wiesbaden-Limburg) Heiko Glawe (DGB Regionsgescháftsführer Berlín) Katrin Goring-Eckardt (Vorsitzende der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die 
Grünen) Dr. Rolf Gósssner (Vorstandsmitglied der Internationalen Liga für Menschenrechte) 

(Es folg weitere viele Erstunterzeichnende. Der Aufruf mit alien Erstunterzeichnerlnnen kann hier angesehen und unterzeichnet werden: 
https://www.aufstehen-gegen-rassismus.de/ 
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frankreich 


Mai 2016: Front National/ Islamischer Staat 
oder Jean-Marie ,,Altlast" Le Pen? Das nennt 
man, die Qual der Wahl zu haben... 


Alies neu, machí der Mai? Wohl 
nicht, was die franzbsische extre¬ 
me Rechte betrifft. Ginge es je- 
denfalls nach Jean-Marie Le Pen, dann 
würde der diesjáhrige 1. Mai dieselbe 
wieder in alte Bahnen zurücklenken, 
namlich in die seinen. Ob seine Rech- 
nung jedoch wirklich aufgeht - dann im 
Unterschied zu jener der Parteiführung 
des Front National (FN), die den 87jáhri- 
gen Gründer am 20. August 2015 ausge- 
schlossen hatte muss derzeit noch da- 
hin gestellt bleiben. 

Fiat umgekehrt die jetzige Parteilei- 
tung mehr Erfolg, dann wird es dieses 
Jahr zum 1. Mai - was die extreme Rech¬ 
te betrifft - erstmals bei einem bier- oder 
weinseligen Anlass bleiben, jedoch zum 
ersten Mal seit langem ohne Aufmarsch 
und StraBenprásenz. Das ware dann tat- 
sáchlich etwas Neues. 

Aber erst einrnal der Reihe nach. Seit 
1988 marschierten die Parteigánger/ 
innen des FN alljahrlich zum 1. Mai in 
der Nahe der Pariser Oper auf, „zu Eh- 
ren der Nationalheiligen Jeanne d‘Arc“. 
Diese „Jungfrau von Orléans“, die der 
historischen Legende nach im Hun- 
dertjáhrigen Krieg - zu Anfang des 15. 
Jahrhunderts - „gegen die englischen 
Invasoren“ kámpfte, wurde im 19. Jahr- 
hundert zur Hauptfigur eines nationalis- 
tischen Mythos aufgebaut. Seit vielen 
Jahrzehnten begeht die nationalistische 
und/oder faschistische Rechte ihren Jah- 
restag am zweiten Sonntag im Mai; auch 
der von Jean-Marie Le Pen angeführte 
FN hatte sich dem seit 1978 angeschlos- 
sen. Doch im Jahr 1988 fiel der 1. Mai 
genau zwischen die beiden Durchgange 
der Prasidentschaftswahl, an deren erster 
Runde Jean-Marie Le Pen teilgenom- 
men hatte (er erhielt dabei am 24. April 
jenes Jahres ein Stimmergebnis i.H.v. 
14,4 Prozent); und so nutzte er das Da- 
tum und den Anlass, uní am Maifeiertag 
seine Wahlempfehlung für die Stich- 
wahl bekannt zu geben. Letztere laute- 
te damals: „Keine Stinime für Frangois 
Mitterrand!“, und lieB seinerzeit die 
Option der Stimmenthaltung oder die 
Stimniabgabe für den Konservativen Ja- 
cques Chirac offen. Gleichzeitig erfüll- 
te Jean-Marie Le Pen damit einen alten 
Traum des Gründers der ersten originar 
faschistischen Partei auf franzósischem 
Boden, ,Le Faisceau 1 (Das Bündel), die 
zwischen 1925 und 1928 bestand: Geor- 
ges Valois hatte ais Erster vorgeschlagen, 
die nationalistische extreme Rechte solle 
den Kampftag der Arbeiterklasse ais Da- 


tum für sich besetzen und fürderhin am 
1. Mai „für Jeanne d‘Arc“ aufmarschie- 
ren. Die stiefelfaschistische Szene hin- 
gegen demonstriert auch heute rand um 
9./10. Mai heram. 

Zum ersten Mal in diesem Jahr will die 
derzeitige Parteiführung des FN jedoch 
auf ihre Parade verzichten. Den Anlass 
dazu bot eine staatsoffizielle Wamung, 
die der Leitung um Marine Le Pen An¬ 
fang Februar 16 zuging, genau wáhrend 
ihres „Strategieseminars“ vom 05. bis 
07. Februar d.J: (wir berichteten). Da- 
mals war soeben bekannt geworden, dass 
die franzósischsprachige Publikation des 
so genannten „Islamischen Staates“ - IS 
oder Al-Dawla al-islamiya -, Dar el-is- 
lam („Haus des Islam“) genannt, unter 
anderem auch den Front National verbal 
bedroht hatte. Die letzte Ausgabe des 
IS-Propagandamagazins in franzósischer 
Sprache war über einhundert Seiten 
stark, enthielt zahlreiche Ausführungen 
zu den Pariser Mordanschlagen vom 13. 
November 15 - zu welchen sich die Or- 
ganisation am Tag darauf bekannt hatte 
- und die Ankündigung neuerlicher At¬ 
iéntate. Auf einem Foto war dabei auch 
ein vergangener Aufmarsch des FN ab- 
gebildet, mitsamt dem folgenden Text ais 
Bildlegende: „Versammlung der Gótze- 
nanbeter vom FN. Ein Ziel erster Wahl." 1 

Die rechtsextreme Partei nutze diesen 
Anlass selbstverstándlich, um sich ais 
bedrohtes unschuldiges Opfer aufzu- 
spielen, sich in die Pose der Unschuld 
zu schwingen und staatlichen Schutz für 
sich einzufordern 2 . Dies Alies bedeutet 
nun nicht zwingend, dass der FN nun 
wirklich nachweisbar materiell bedroht 
ware - eindeutig nicht, denn dem IS liegt 
ebenso wie dem FN eine politische Lo- 
gik am Herzen, welche sich auf den fol¬ 
genden Nenner bringen lasst: „Die oder 
wir!“ Den ultrareaktionáren und verbre- 
cherischen Jihadisten geht es zuvórderst 
und in erster Linie darum, dass es über- 
haupt nur „Solidaritat unter Muslimen" 
geben kann, niemals jedoch über Kon- 
fessions- und Kulturschranken hinweg; 
und dass Muslime am besten Europa so- 
fort und definitiv verlassen sollten, unís 

1 Vgl. u.a. http://www.lefigaro. 
fr/actualite-france/2016/02/07/01016- 
20160207ARTFIG00172-la-propagande-de- 
daech-s-en-prend-aux-militants-du-front-national.php 
oder http://www.huffingtonpost.fr/2016/02/07/ 
daech-front-national-fn-etat-islamique-áble-mena- 
ces-attentats-terrorisme_n_91 81646.html 

2 Vgl. etwa http://tempsreel.nouvelobs. 

com/societe/20160208.OBS4211 /le-fn-cible-po- 
tentielle-de-daech-demande-a-etre-protege.html 


ins vom IS errichtete „Gelobte Land" im 
Mittleren Osten zu ziehen. Dass, ganz 
im Gegenteil, die Menschen von dort in 
Scharen fliehen und flüchten, stellt für 
den IS ein vdllig unakzeptables Dementi 
dieses seines selbstgesteckten Anspruchs 
dar. Deswegen will und muss der IS alies 
in seinen Kráften Stehende tun, um den 
Neueinwanderem wie den übrigen Mus- 
limen das Leben in Europa so unmbglich 
zu machen. Rassistischen Kráften ob- 
jektiv mit Auftrieb zu verleihen, konunt 
ihm da nur gelegen. Umgekehrt ist es aus 
Sicht des FN für ihn günstig, wenn das 
Gefühl áuBerer Bedrohung in der franzó- 
sischen und europásischen Gesellschaft 
wachst, um zum Dammbau gegen „die 
Barbaren" mobilisieren zu konnen. 

Insofern káme es alien beiden vorge- 
nannten politischen Kráften nur gelegen, 
die jeweils andere durch propagandis- 
tische Schützenhilfe mit aufzubauen. 
Auch jenseits jedweder konkreten „An- 
schlagsplanung" (seitens des IS; der FN 
kámpft bekannt nicht selbst bewaffnet, 
sondem würde geme die Staatsgewalt in 
Zukunft befehligen). 

In jedem Falle sagte die Parteiführung, 
ais angebliche Konsequenz aus der Be¬ 
drohung, ihren Aufmarsch für den dies- 
jáhrigen 1. Mai ab. Stattdessen solí es ein 
ais „patriotisches Bankett" bezeichnetes 
Gelage im 19. Pariser Bezirk geben, in 
einem neu errichteten Veranstaltungsort, 
dessen Ráumlichkeiten auf den urfran- 
zosischen Ñamen „Paris Event Center“ 
hóren (unweit der Porte de la Villette) 3 . 
Auch diese Ankündigung erfolgt nicht 
ohne Hintergedanken. Vielmehr lidien 
hohe Parteifunktionáre etwa gegenüber 
Le Pen und Libération durchblicken, das 
einst durch den Alten - Jean-Marie Le 
Pen - eingeführte „Ritual“ habe sich in 
ihren Augen lángst überlebt. Stelle des¬ 
sen alljáhrliche Vorbereitung, mitsamt 
dem Herankarren von Aktivist/inn/en aus 
ganz Frankreich ins historische Stadtzen- 
trum von París, doch einen erheblichen 
Kraftakt für die Partei dar. Ferner muss 
man hinzufügen, dass sich die Reihen 
doch im Laufe der Jahre gelichtet ha¬ 
ben. Im Mai 2002 kamen zu dem Anlass 
noch rund 10000 Anhánger/innen herbei, 
doch seit der Übemahme der Parteispitze 
durch Marine Le Pen (2011) waren es nie 
über 3500. Im Vorjahr 2015 war, mit nur 
rund 1.500 Teilnehmenden - bei schlech- 
tem Wetter, vor dem Hintergrund des da- 

3 Vgl. dazu http://droites-extremes.blog. 

Iemonde.fr/2016/03/14/pour-le-l er-mai-le-front- 
national-va-se-retrouver-porte-de-la-villette/ 
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: flucht, migration 

Faltblatt „Flüchtlinge sind an 
allem schuld" 

Das Faltblatt ,,Flüchtlinge sind an al¬ 
lem schuld“ konfrontiert die gángigsten 
Vorurteile, Vorbehalte und Wissenslü- 
cken über geflüchtete Menschen mit den 
nüchternen Fakten. Zudem enthált der 
Falter wichtige Kontaktadressen zu regi- 
onalen Beratungsstellen in ganz Bayern. 
Diese vom Bayerischen Flüchtlingsrat 
herausgegebene Argumentationshilfe 
erfreut sich áuBerst groBer Beliebtheit - 
bereits über 40000 Exemplare wurden 
bereits in ganz Bayern verteilt. Nachdem 
die zweite Auflage mittlerweile vergrif- 
fen ist, geht náchste Woche die dritte, ak- 
tualisierte Auflage in den Druck. 

Ab sofort kann daher beim Bayerischen 
Flüchtlingsrat das Faltblatt bestellt werden. 
Bestellungen bitte per Mail an: weinzierl@ 
fluechtlingsrat-bayem.de. Das Faltblatt 
wird zum Herstellungspreis von 0,10 Euro 
pro Exemplar (plus Portokosten) abgege- 
ben. Bei Bestellungen über 1000 Exemp¬ 
lare entfallen die Portokosten. 

Flüchtlingsrat Bayern 18.03.2016 ■ 

undgebung am Flughafen 
gegen Abschiebegewahrsam 

Wahrend in Hamburg darüber diskutiert 
wird, wie viele Flüchtlinge ein Stadtteil 
vertragt, wird massiv abgeschoben. Aus 
Flamburg táglich mehrere Menschen. In 
den letzten 3 Monaten 2015 sind 1247 


Menschen aus Hamburg von den Behór- 
den gezwungen worden Deutschland zu 
verlassen. 

Es wird immer starker unterschie- 
den in Flüchtlinge mit sogenannter 
Bleiberechtsperspektive und ohne. Die 
Flüchtlinge ohne Bleiberechtsperspekti¬ 
ve kommen überwiegend aus Landern, 
die einfach ais sichere Herkunftslánder 
deklariert werden, z.B. Mazedonien, 
Kosovo, Tunesien. Die Liste wir immer 
langer. 

Und damit das alies besser fünktioniert 
wird auf dem Flughafen Fuhlsbüttel ein 
sogenanntes „Ausreisegewahrsam“ ge- 
baut. Dort sollen zunachst bis zu 4 Tage 
Menschen eingeschlossen werden, um 
sie dann direkt abzuschieben. Das ist 
eine andere Art Abschiebegefángnis! 

Die Glasmoorgruppe hat 10 Jahre ge- 
gen den Abschiebeknast von Hamburg 
gekampft und wird auch Widerstand ge- 
gen den Abschiebegewahrsam organisie- 
ren. 

Wir míen dazu auf: 

Kommt zahlreich zur Kundgebung 
am 26.03.2016 auf dem Flughafenge- 
lünde um 11 Uhr an Terminal 1! 
Bleiberecht für alie! 

Keine Abschiebungen und keine 
Abschiebehaft egal wo! 

Quelle: http://www.fluechtlingsrat-ham- 
burg.de 22.03.2016 ■ 


Abschiebungen ¡n den 
Kosovo 

Die rigorose Abschiebepolitik Ba¬ 
dén-Württembergs setzt sich fort. Schon 
wieder wurden viele Familien in den 
Kosovo abgeschoben. AuBerdem hat sich 
nun wohl auch Badén-Württemberg ent- 
schlossen, sich der Praxis anzuschlieBen 
Menschen nach Afghanistan abzuschie¬ 
ben, obwohl die Theorie der sicheren 
Herkunftsregionen nach Berichten von 
Menschenrechtsorganisationen kaum 
haltbar ist. 

Am Donnerstag, 17.03. wurden er- 
neut mindestens 13 Kinder (Drei jünger 
ais drei Jahre, 10 jünger ais 14 Jahre) 
in den Kosovo abgeschoben. Wie vie¬ 
le Menschen zwischen 14 und 18 Jah¬ 
re alt sind ist nicht bekannt, da das RP 
Karlsmhe diese Daten nicht erwahnt. 
Insgesamt waren 34 Menschen von der 
Abschiebung betroffen. Die abgescho- 
benen Menschen lebten ausschlieBlich 
in den Landkreisen und Gemeinden Ba- 
den-Württembergs. Nicht mehr in einer 
LEAbzw. BEA. 

Auch die folgenden Wochen werden 
Abschiebungen in die Lánder des West- 
balkans stattfinden. Aktion Bleiberecht 
veróffentlicht regelmaBig mügliche Ab- 
schiebungstennine auf seiner Internet- 
seite. 

Das RP Karlsmhe teilte uns auBer- 
dem mit, dass in der letzten Woche zwei 
Menschen nach Afghanistan abgescho¬ 
ben wurden. In ein Land, indem letztes 
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mals 

akuten Streits zwischen Jean-Marie und 
Marine Le Pen, und dieses Mal auch 
wahrend der Pariser Schulferien -, ein 
quantitativer Tiefpunkt erreicht. 

Jean-Marie Le Pen seinerseits gibt nun 
den schwer Empórten: Einmal mehr wer- 
de eine gute alte Tradition, auf schandli- 
che Weise und so gmndlos, durch diese 
neumodisch orientierten und prinzipien- 
losen Anführer/innen aufgeopfert. Er, 
Jean-Marie Le Pen, fordere nun alie 
franzósischen Patrioten und alie tragen- 
den Kráften der Nation - explizit nannte 
er unter anderem „Arbeitgeberverbande, 
Parteien und Vereine“, seine mnd um 
den 1. Mai übliche soziale Demagogie 
mal vorübergehend vergessend - zu ei¬ 
ner kampferischen Maiveranstaltung 
auf. Zu einem „1. Mai gegen den Isla- 
mischen Staat“. 4 Dazu fordere er alie, 
die guten Willens dazu seien, zu einem 
Stelldichein am Vormittag des 1. Mai in 
der Nahe der Jeanne d‘Arc-Statue auf 
der Pariser place des Pyramides auf. 

Den naheren Erfolg, oder Misserfolg, 


4 Vgl. http://www.lefigaro.fr/flash- 

actu/2016/03/22/97001-201603 22 FIL- 
WWW00149-le-pen-veut-faire-un-l er-mai-contre-l- 
ei.php 


dieser „Spalterveranstaltung“ auf der 
extremen Rechten gilt es abzuwarten. 
Dass gróBere Menschenmassen dazu er- 
scheinen werden, muss jedoch bislang 
ais unwahrscheinlich gelten. Die Initia- 
tive wird zugleich die erste óffentliche 
von Jean-Marie Le Pens neuer Stmktur 
sein: Er betatigte sich nach seinem Par- 
teiausschluss ais Vereinsgründer. Vor 
kurzem nun rief er einen association 
(entspricht im Deutschen einem Ding 
in der Spannbreite zwischen Verein 
und Bürgerinitiative) unter dem Ñamen 
Jeanne, au secours ins Leben. Mit die¬ 
sen Worten, wórtlich „Jeanne (d‘Arc), 
zu Hilfe!“ hatte Jean-Marie Le Pen im 
vorigen Jahr den Auftrritt seiner Tochter 
und Nachfolgerin im Parteivorsitz, Ma¬ 
rine Le Pen, unterbrochen und dadurch 
die Kundgebung vor der Pariser Oper ge- 
stórt. Dort war er erstmals nicht auf die 
„Ehrentribüne“ eingeladen worden. Die 
Episode hatte damals seinen Ausschluss 
aus der Partei beschleunigt. Anführer der 
Vereinigung ist derzeit Laurent Ozon, 
ein ursprünglicher aus der intellektuel- 
len „Neuen Rechten" kommender Pseu- 
do-Ókologe und Rassenideologe, der 
nach seinen entschuldigenden Worten für 
die Mordtaten von Anders Behring Brei- 


vik vom Juli 2011 durch Marine Le Pen 
aus der Partei gedrángt wurde. 

„Es wird an diesem Tag keinen Platz 
für Angsthasen/Heulsusen und für 
Feiglinge geben“, verkündet Jean-Ma¬ 
rie Le Pen und im Hinblick auf den 1. 
Mai martialisch 5 . Dem Vernehmen nach 
vermehrte der Mann, der im Juni dieses 
Jahres 88 - ein in Teilen der extremen 
Rechten hoch geschatzte Zahl... - wird, 
in den vergangenen Monaten die Kon- 
takte unter den „Dissidenten“ der extre¬ 
me Rechten, welche mit Marine Le Pen 
gebrochen haben: Er traf den Berufsan- 
tisemiten Alain Soral und den Chef 
der verbotenen Gmppiemng L'Ocuvre 
frangaise, Yvan Benedetti, oder auch den 
früheren FN-Generalsekretár Cari Lang, 
der Anfang 2009 eine Splitterpartei un¬ 
ter dem Ñamen Parti de la France (PdF) 
begründet hat 6 . Ob jedoch jemand unter 
ihnen in dem alternden „Alten“ noch 
eine Zukunftsoption erblicken wird, sei 
vorlaufig dahingestellt. 

_ Bernard Schmid, París ■ 

5 Vgl. http://www.liberation.fr/fran- 

ce/2 016/03/2 2/jeanne-au-secours-jean-marie-le- 
pen-lance-son-minimouvement_ 1441355 
ó Vgl. http://www.liberation.fr/fran- 

ce/2016/02/23/jean-marie-le-pen-a-sa-fille-reti- 
ens-moi-sinon_1435263 
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Jahr mindestens 11 000 Zivilisten um- 
gekommen sind und sich die Lage eher 
verschlechtert ais verbessert. Die ba- 
den-württembergische Landesregierung 
hatte die Móglichkeit von Abschiebun- 
gen nach Afghanistan abzusehen, so wie 
im Febmar von der thüringischen Lan¬ 
desregierung geschehen. 

Quelle: Flüchtlingsrat Baden-Württem- 
berg 17.03.2016 ■ 

KFlüchtlíngsrat begrüBt Ur- 
teil zu Salzhemmendorf 

Nach einem Brandanschlag von Salz- 
henunendorf hat das Landgericht Han- 
nover die beiden Haupttater zu langen 
Hañstrafen verurteilt. 

Wegen versuchten Mordes und Brand- 
stiftung muss der 31 Jahre alte Werfer 
des Brandsatzes acht Jahre ins Gefáng- 
nis. Sein 25 Jahre alter Mittater erhielt 
sieben Jahre Haft. Eine 24-jahrige Frau, 
die die beiden Betrunkenen zum Tatort 
fuhr, wurde zu viereinhalb Jahren ver¬ 
urteilt. Anschlagsziel war die Wohnung 
einer geflüchteten Familie aus Simbab- 
we. Nur weil ein Junge bei seiner Mutter 
schlief, wurde niemand verletzt. 

Der Flüchtlingsrat beg ml.it das Urteil. 
Neben der zügigen Entscheidung ist 
v.a. bemerkenswert, dass die Staatsan- 
waltschaft den Anschlag von Anfang an 
ais Mordversuch verfolgt und auch die 
Alkoholisierung nicht ais relativierend 
gelten gelassen hat. Das Verfahren hat 
verdeutlicht, dass es offenkundig einen 
neonazistischen Hintergrund der Tat wie 
der Tater gibt. Insofern gilt es, diesen 
Hintergrund weiterhin im Blick zu be- 
halten und effektive SchutzmaBnahmen 
zu entwickeln. Aus der „Kaltland-Chro- 
nik“ (siehe https://www.google.com/ 
m ap s/d/ vie wer? mid=zRXRMdO As C18. 
kyvSACOowDDO) für Februar 2016 
(401 Straftaten allein im Februar!) lasst 
sich entnehmen, dass die Verbreitung 
rechtsradikalen Gedankenguts in unserer 
Gesellschaft enorm und die Gewaltbe- 
reitschaft erschreckend ist. Rassismus 
und Rechtsradikalismus sind keines- 
wegs Probleme, die nur Sachsen oder die 
óstlichen Bundeslander betreffen. 

Kai Weber 

Quelle: Flüchtlingsrat Niedersachsen 
e.V. 17.03.2016M 

Richter: Brandanschlag war 
wie NS-Terror 

Die Verteidigung sprach von einem 
dilettantisch ausgeführten Anschlag 
im Suff - für das Landgericht war es 
Terror im Stil der NS-Zeit. Die Straf- 
kammer verurteilte die Brandstifter 
von Salzhemmendorf zu mehrjahri- 
gen Haftstrafen. 

Nach dem Brandanschlag auf ein be- 
wohntes Flüchtlingsheim in Salzhem¬ 
mendorf bei Hameln hat das Landgericht 


Hannover am Donnerstag die Tater zu 
hohen Haftstrafen verurteilt. Die Straf- 
kammer befand den 31 -jáhrigen Haupt¬ 
tater Dennis L. des versuchten Mordes in 
vier Fallen und der versuchten Brandstif- 
tung für schuldig. Dafür muss er für acht 
Jahre ins Gefángnis. Seinen Kumpanen 
Sascha D. (25) verurteilte das Gericht zu 
sieben Jahren Haft, er muss zudem eine 
Alkoholentziehung machen. Die dritte 
Angeklagte Saskia B. (24) erhielt eine 
Freiheitsstrafe von vier Jahren und sechs 
Monaten (Az: 39 Ks 20/15). 

Die Tater nahmen das Urteil und die 
Begründung über weite Strecken re- 
gungslos zur Kenntnis. Mit starrem 
Blick nach unten folgten sie den Aus- 
führungen des Vorsitzenden Richters 
Wolfgang Rosenbusch. Er sehe gleich 
drei Mordmerkmale ais erfüllt an, sagte 
Rosenbusch an die Verurteilten gewandt. 
„Sie handelten aus niederen Beweg- 
gründen, heimtückisch und mit einer 
gemeingefáhrlichen Waffe.“ Er verglich 
sie mit „marodierenden SA-Trupps“, die 
bei Terrorakten 1938 Geschafte in Brand 
gesetzt und Tote und Verletzte billigend 
in Kauf genommen hátten: „Das ist die 
Reihe, in die Sie mit ihrer Tat treten.“ 

Zweifelsfrei rechtsextremistisch 

Das Gericht folgte mit dem Urteil weitge- 
hend den Forderungen der Staatsanwalt- 
schaft, die ebenfalls acht Jahre Haft für 
Dennis L. verlangt hatte. L. hatte gestan- 
den, in der Nacht zum 28. August einen 
Molotow-Cocktail in ein überwiegend 
von Asylbewerbern bewohntes Mehr- 
familienhaus in dem Ort bei Hameln 
geschleudert zu haben. Sascha D. hatte 
ihm beim Bau des Brandsatzes geholfen. 
Saskia B. hatte eingeráumt, die beiden 
Mánner zum Tatort gefahren zu haben. 
Im Falle der angeklagten Frau ging das 
Gericht sogar um vier Monate über die 
Forderung der Staatsanwáltin hinaus. 

Es stehe auBer Zweifel, dass die Man- 
ner dem Rechtsextremismus zugeordnet 
werden müssten, sagte der Vorsitzende. 
Bei Saskia B. sei dies nicht erkennbar. 
Dennoch gelte auch für sie „Fremden- 
feindlichkeit und Rassenhass ais das ein- 
zig denkbare Motiv“. Das Gericht verur¬ 
teilte sie zudem ais Mittáterin und nicht 
ais Gehilfin. Sie habe „ein ganz erhebli- 
ches MaB an TatheiTschaft“ gehabt, sagte 
Rosenbusch an die 24-Jahrige gewandt: 
„Sie gehóren nicht zu denen, die sich 
das ausgedacht haben, aber Sie hatten es 
stoppen k5nnen.“ 

Familie mit Kindern nur knapp ent- 
kommen 

Die Verteidiger hatten auf Strafmilde- 
mng pládiert. Sie führten den Anschlag 
auf den starken Alkoholkonsum der 
Tater zurück und bestritten einen frem- 
denfeindlichen Hintergrund. In seiner 
Urteilsbegründung stellte der Vorsitzen¬ 
de jedoch klar, dass das Gericht da von 


ausgehe, dass keiner der Tater durch 
Alkohol in seiner Steuerungsfáhigkeit 
erheblich eingeschránkt gewesen sei: 
„Sie waren so klar im Kopf, dass sie in 
diesem Moment genau wussten, was sie 
taten.“ 

Bei dem Anschlag waren eine damals 
34-jáhrige Frau aus Simbabwe und ihre 
drei Kinder nur knapp den Flammen ent- 
konnnen. „Dass die Familie erheblich 
traumatisiert ist, sollte jedem verstánd- 
lich sein“, sagte Rosenbusch. Zwar habe 
niemand korperliche Folgen davongetra- 
gen, die seelischen Folgen für die Op- 
fer seien jedoch enorm. Der Brandsatz 
durchschlug das Fenster eines Kinder- 
zimmers und versengte dort den FuBbo- 
den. Verletzt wurde niemand, weil der 
elfjahrige Sohn der Afrikanerin in dieser 
Nacht ausnahmsweise bei seiner Mutter 
schlief. 

Die beiden angeklagten Manner hat¬ 
ten vorher Rechtsrock gehórt und groBe 
Mengen von Weinbrand und Bier ge- 
trunken, bevor sie den Molotow-Cock¬ 
tail bastelten. In dem Haus hielten sich 
zur Zeit des Anschlags rand 40 Perso¬ 
nen auf - neben deutschen Bewohnern 
waren dies Asylsuchende aus dem Irak, 
Pakistán, Syrien, der Elfenbeinküste und 
Simbabwe. Die Tat sorgte bundesweit 
für Entsetzen. 

Quelle: http://www.migazin.de 
18.03.2016 m 

EU-Türkei-Deal: 

Schande für Europa 

Heute solí der neue Deal mit dem türki- 
schen Premierminister Davotoglu in tro- 
ckenen Tüchem sein. Die Einigung der 
Staats- und Regierungschefs der EU von 
heute Nacht „ist eine Schande für Euro¬ 
pa. Dies ist ein bitterer Tag für Flücht- 
linge. Die EU verkauft die Menschen- 
rechte von Flüchtlingen an die Türkei“, 
so PRO ASYL-Geschaftsführer Günter 
Burkhardt. Heute wird nur noch über die 
H5he der Gegenleistungen verhandelt. 

Im Grenzstaat Griechenland drohen 
nun pro forma-Verfahren mit anschlie- 
Bender Masseninhaftierung und Mas- 
senabschiebung. Das Flüchtlingsrecht 
und die Menschenrechtskonvention 
werden ausgehebelt. „Griechenland wird 
zum Asyllager der EU, die Türkei zum 
Vorposten. Das ist eine moralische und 
rechtliche Bankrotterklárung. Vom Eu¬ 
ropa der Werte haben wir uns nun zum 
Europa der Zaune entwickelt“, so Burk¬ 
hardt weiter. 

Das ist eine Kehrtwende in der Ge- 
schichte der Europáischen Union. Die 
Türkei mit ihren fast drei Millionen 
Flüchtlingen kann weder individuelle 
Asylverfahren durchführen, noch ihnen 
Schutz gewáhren. Sie ist kein sicherer 
Drittstaat im Sinne des Flüchtlingsrechts 
und hat bereits hunderte Flüchtlinge nach 
Syrien und in den Irak abgeschoben. 
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Aus Griechenland sollen nun alie 
Schutzsuchenden, die von der Türkei aus 
auf den griechischen Inseln ankommen, 
in die Türkei zurückverfrachtet werden. 
Europa zeigt sich im Gegenzug bereit, 
für jeden syrischen Flüchtling, der in die 
Türkei abgeschoben wurde, über Resett- 
lement einen syrischen Flüchtling aus der 
Türkei aufzunehmen. Derzeit stehen noch 
knapp 18.000 Plátze der im Juli 2015 ver- 
einbarten Resettlement-Zusagen zur Ver- 
fügung. Der Deal spielt syrische gegen 
andere Schutzsuchende aus. Offensicht- 
lich ist überdies eine Aufnahmebereit- 
schaft in Europa kaum vorhandenen. 

Tauschung der Offentlichkeit: Es 
wird in Europa zu Menschenrechts- 
verletzungen kommen 

Der Beschluss der Staats- und Regie- 
rungschefs scheint sich an der Vorlage 
der Europáischen Kommission, die die 
Plañe in einer Mitteilung konkretisiert 
hat, zu orientieren. Die massive Kritik 
daran blieb nicht ganz folgenlos: Nun 
solí wenigstens eine Einzelfallprüfung 
in der EU stattfinden, allerdings im 
Schweinsgalopp. Die offensichtliche 
Rechtswidrigkeit wird nicht beseitigt. Es 
drohen Massenabschiebungen ohne eine 
rechtsstaatliche und faire inhaltliche Prü- 
fung der Schutzbedürftigkeit. 

Griechenland: Desolates Asylsystem 
und Ausbau der Haftkapazitaten 

Die Durchführang von Einzelverfahren 
aller in Griechenland ankommenden 
Schutzsuchenden ist angesichts des fak- 
tisch nicht existierenden Asylsystems in 
Griechenland eine Farce. Griechenland 
hat nicht die Kapazitát, faire Asylver- 
fahren durchzuführen. Im Márz landeten 
taglich rund 1300 Schutzsuchende auf 
den griechischen Inseln, seit Jahresbe- 
ginn waren es 143 634. 

In Griechenland existiert nach wie vor 
kein rechtsstaatliches Asylverfahren: Es 

Ostermarsch Hannover 

Mií dem Aufruf „W¡r wollen verdeutlichen, dass wir 


gibt weder ein ausreichend ausgestattetes 
Gerichtssystem, das es erlaubt, Entschei- 
dungen der Behorden durch Gerichte zu 
prüfen, noch ein menschenwürdiges Auf- 
nahmesystem. Zurzeit halten sich rund 
50000 Flüchtlinge in Griechenland auf, 
es stehen bisher jedoch lediglich 30000 
Unterbringungsplátze zur Verfügung. 

Die Kommission fordert, zusátzliche 
„separate Einrichtungen für irreguláre 
Migranten“ einzurichten und die Haft- 
kapazitáten zu erhühen, um Schutzsu¬ 
chende bei der Gefahr des Untertauchens 
festzusetzen. Es droht das Zurück zu 
einer exzessiven Inhaftierungspraxis in 
Griechenland, die in den Vorjahren im- 
mer wieder massiv kritisiert und vom 
Europáischen Gerichtshof für Men- 
schenrechte verurteilt wurde. 

Ouelle: Presseerklárung Po Asvl 
18.03.2016 m 

Menschenrechtsanwalte in 
der Türkei festgenommen 

„Die türkische Polizei geht erneut ge- 
gen Menschenrechtsanwalte vor. Neun 
Anwálte wurden vorgestern festgenom¬ 
men und sollen morgen dem Haftrichter 
vorgeführt werden. Ich erwarte von der 
Bundesregierung und der Europáischen 
Union, bei der türkischen Regierung ge- 
gen diesen emeuten Anschlag auf demo- 
kratische Grundrechte zu protestieren“, 
erklart die innenpolitische Sprecherin 
der Fraktion DIE LINKE, Ulla Jelpke. 
Jelpke weiter: 

„Die türkische Regierung ist drauf und 
dran, die Türkei zur Diktatur umzuge- 
stalten. Jetzt hat es Anwalte des Freiheit- 
lichen Juristenvereines ÓHD erwischt, 
die kurdische Aktivistinnen und Akti- 
visten und andere Oppositionelle vertre- 
ten. Sie haben sich in der Vergangenheit 
bei der Regierung nicht zuletzt dadurch 
unbeliebt gemacht, dass sie Klagen vor 
dem Europáischen Menschenrechtsge- 


I, Flüchtlingselend und Armut nicht ais ,Naturgesetz 


richtshof wegen Menschenrechtverlet- 
zungen durch türkische Behürden in den 
kurdischen Gebieten angestrengt hatten. 

Neben neun Anwálten sind gleichzei- 
tig 20 andere politische Gegner des Er- 
dogan-Regimes festgenommen worden. 
Die Gründe dafür wurden weder den Be- 
schuldigten selbst noch ihren Rechtsbei- 
stánden mitgeteilt - die Verfahrensakten 
sind ais geheim eingestuft. Es ist damit 
zu rechnen, dass sie morgen in Untersu- 
chungshaft genommen werden. 

Die Polizeiaktion ist ein weiterer 
Schritt in einer stets lánger werdenden 
Serie von Menschenrechtsverletzungen 
durch die türkische Regierung. Diese 
zeigt sich immer offener ais autoritáres 
Regime, das auf demokratische Grund¬ 
rechte keine Rücksicht nimmt. Die Bun¬ 
desregierung und die EU müssen ihren 
Kuschelkurs gegenüber Erdogan been- 
den und ihm unmissverstándlich klar- 
machen, dass er mit einer solchen Poli- 
tik kein Partner der Europáischen Union 
sein kann.“ 

Quelle: http://www. ulla-jelpke. de 
18.03.2016 U 

Zum Kurdischen Newroz 
2016: Flüchtlíngsdeal der EU 
¡gnoríert Menschenrechtslage 

Guten Anlass zum Feiem bietet das tra- 
ditionell am 21. Márz begangene kurdi¬ 
sche Neujahrsfest - Newroz - in diesem 
Jahr nicht. Die Lage der kurdischen Be- 
vólkerung in der Türkei ist so schlecht 
wie seit den 1990er Jahren nicht mehr. 
Seit Prásident Recep Tayyip Erdogan 
nach den türkischen Parlamentswahlen 
im Sommer 2015 den Friedensprozess 
mit der kurdischen PKK aufgekündigt 
hat, mehren sich die militárischen An- 
griffe auf Stellungen der PKK. 

Besonders aber nimmt die Armee im 
Zuge ihrer „Aufstandsbekámpfung“ die 
mehrheitlich kurdische Zivilbevülkerung 
in den Stádten Diyarbakir, 
Cizre, Silvan, Idil und ganz 
' sehen, son- aktuell Yíiksekova unter Feu- 


dern ais von Menschen gemacht und deshalb von Menschen auch veránderbar!" wurde zum Ostermarsch mobilisiert. 
Kriege stoppen - Fluchtursachen beseitigen! Geflüchtete Menschen willkommen heiBen! 

Unter diesen Forderungen fand am Samstag den 26.03.2016 die Ostermarschaktion unter Beteiligung von 250 Leuten 


er. Dort herrscht seit Monaten 
Belagerungszustand. Hunderte 



statt. Etliche Organisationen, Initiativen, politische Gruppen beteiligten sich an 
der Kundgebung und einer kurzen Demonstration in der Innenstadt. 
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Menschen und ganze Stadtgebiete fielen 
und fallen weiterhin den Auseinanderset- 
zungen von türkischem Militar und PKK 
zum Opfer. 

Laut EU-Berichterstatterin Kati Piri 
sind mittlerweile ca. 400000 Menschen 
aus ihren Háusem, Dürfem und Stadten 
geflohen. Wissenschaftler und Wissen- 
schaftlerinnen, die gegen diese Politik 
ihre Stimrne offentlich erhoben, wurden 
verhaftet und mit Entlassung und Berufs- 
verbot bedroht. Darüber hinaus herrscht 
in der Türkei seit Monaten offene Un- 
terdrückung türkischer Oppositioneller, 
kritischer Presse, Bürgerinitiativen oder 
einfach nur empürter Menschen. Auch 
die Situation der irakischen, syrischen 
und anderen Flüchtlinge im Land ist 
hüchst prekar. 

Dies alies halt die Bundesregierung 
und die EU nicht davon ab, die Türkei 
ais probaten Partner im Umgang mit der 
Flüchtlingszuwanderung zu betrachten. 
Die Menschenrechtslage wird augen- 
scheinlich bewusst ignoriert. Der aktuell 
von der EU mit besonderer Unterstüt- 
zung der Bundesregierung beschlossene 
Deal sieht vor, dass Flüchtlinge, die sich 
der Überlebensnot in der Türkei unter 
Lebensgefahr nach Europa entzogen ha- 
ben, ohne seridse Prüfüng ihrer Flucht- 
gründe zurückgeschickt werden künnen. 

Ein Schlag ins Gesicht samtlicher 
Opfer türkischen Regierungshandelns 
ist die Überlegung, die Türkei ais siche- 
ren Drittstaat oder gar ais sicheres Her- 
kunftsland einzustufen. Das im Auftrag 
der Flüchtlings- und Menschenrechtsor- 
ganisation PRO ASYL erstellte Rechts- 
gutachten vom 4.3.2016 weist darauf 
hin, dass die Türkei die Genfer Flücht- 
lingskonvention nur mit geografischem 
Vorbehalt unterzeichnet hat. Dadurch 
haben auBereuropáische Flüchtlinge, 
z.B. aus Syrien, Irak, Irán, Afghanistan, 
Eritrea etc. in der Türkei keine Aussicht 
auf eine Flüchtlingsanerkennung. 

„Schon mit dem Nachdenken darüber, 
die Türkei ais sicheren Drittstaat einzu¬ 
stufen, leistet die Politik einen Offenba- 
rungseid über die so gem beschworenen 
europaischen Werte“, mahnt Dr. Gisela 
Penteker vom Vorstand des Flüchtlings- 
rat Niedersachsen, die sich gegenwártig 
in der Türkei aufhált. „Dass systematisch 


über die Menschenrechtsverletzungen 
in der Türkei hinweggesehen wird, nur 
um Mannern, Frauen und Kindern, die 
dem Krieg und anderen Überlebensnóten 
zu entfliehen suchen, den Zugang nach 
Europa zu versperren, ist eine weitere 
Ertappe im europaischen Wettlauf flücht- 
lingspolitischer Schabigkeiten“, klagt 
Penteker. 

Der Flüchtlingsrat Niedersachsen 
schliebt sich daher dem Aufruf ver- 
schiedener Menschenrechtsorganisati- 
onen „Stoppt den Kreislauf der Gewalt 
in der Türkei!“ an die Regierungen der 
EU-Staaten an, Menschenrechtsver¬ 
letzungen in der Türkei anzuprangern 
und sich für die Wiederaufnahme des 
türkisch-kurdischen Friedensprozesses 
einzusetzen. Das Newroz-Fest am 21. 
Márz ist ein geeigneter Anlass, damit zu 
beginnen. 

Quelle: Pressemitteilungen Flüchtlings¬ 
rat Niedersachsen e. V. 20.03.2016 ■ 

Endlich! Gesundheitskarte 
für Flüchtlinge kommt! 

Der Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V. 
begrüfit Einführung der elektronischen 
Gesundheitskarte für Asylsuchende in 
Niedersachsen und fordert ihre umge- 
hende Umsetzung in den Kommunen 

Die Unterzeichnung einer Landesrah- 
menvereinbarung zwischen dem Nie- 
dersáchsischen Ministerium für Sozia- 
les, Gesundheit und Gleichstellung und 
den Landesverbánden der Gesetzlichen 
Krankenversicherungen schafft die lang 
ersehnte Gmndlage zur Ermüglichung 
der Einführung einer elektronischen Ge¬ 
sundheitskarte für Asylsuchende. 

„Die Einführung der Gesundheitskar¬ 
te ist überfállig. Sie kann dazu beitragen 
die Diskriminierung beim Zugang zu 
Gesundheitsleistungen zu verringern. 
Jetzt liegt der Ball bei den Kommunen, 
die zügig von der neuen Móglichkeit Ge- 
brauch machen sollten“, so Kai Weber, 
Geschaftsführer des Flüchtlingsrats. 

Die neue Regelung ermüglicht den 
niedersáchsischen Kommunen einen 
Beitritt zur Rahmenvereinbarung und 
die Nutzung der Gesundheitskarte ab 01. 
April 2016. Für die Asylsuchenden ent¬ 
ílele dann die diskriminierende Praxis, 


vor dem Besuch eines Arztes oder einer 
Árztin zunáchst beim Sozialamt vor- 
sprechen und um die Ausstellung eines 
Krankenscheins betteln zu müssen. Für 
die kommunalen Verwaltungen entfállt 
der bisherige bürokratische Aufwand der 
Prüfüng und Bewilligung eines Kranken- 
scheins. 

„Wir fordern die vielen kommunal- 
politisch Aktiven und ehrenamtlichen 
Initiativen in ganz Niedersachsen auf, 
sich vor Ort dafür einzusetzen, dass die 
Gesundheitskarte flachendeckend einge- 
führt wird, so Weber. 

Der Leistungsumfang der Gesund¬ 
heitskarte bleibt allerdings weiterhin 
eingeschrankt durch das Asylbewerber- 
leistungsgesetz (AsylbLG). Leider ist 
im Jahr 2014 die historische Chance ver- 
passt worden, dieses diskriminierende 
Gesetz ganz abzuschaffen. 

Quelle: Flüchtlingsrat Niedersachsen 
e.V. 17.03.2016 U 

Sicherstellung der Rechte 
von Asylsuchenden 

„Die Bundesregierung prüft gesetzliche 
Ánderungen, um die Inanspruchnahme 
sozialer und sonstiger Rechte von Asyl¬ 
suchenden sicher zu stellen. Dies geht 
aus einer Antwort auf eine Kleine Anfra- 
ge der Linken hervor. Hintergrund ist die 
unklare Rechtslage bei Asylsuchenden, 
die über viele Monate hinweg keinen Ter- 
min zur Asylantragstellung erhalten, etwa 
in Bezug auf den Arbeitsmarktzugang“, 
erklart Ulla Jelpke, innenpolitische Spre- 
cherin der Fraktion DIE LINKE, die Ant¬ 
wort der Bundesregierung auf die Kleine 
Anfrage zur unklaren Rechtslage infolge 
verzógerter Asylantragstellungen (BT- 
Drs. 18/7834). Jelpke weiter: 

„Wegen des Organisationschaos der Be- 
hürden dauert es derzeit oft viele Mona- 
te, bevor Asylsuchende einen Tennin zur 
Asylantragstellung erhalten. Erst danach 
beginnen zum Beispiel die Fristen für den 
Arbeitsmarktzugang an zu laufen. Asyl¬ 
suchende unterliegen einem dreimonati- 
gen Arbeitsverbot, danach gilt für weitere 
zwólf Monate die sogenannte Vorrangprü- 
fung. Bei Asylsuchenden, die keinen Ter- 
min zur formellen Asylantragstellung 
erhalten, verlángem sich also die entspre- 
chenden Wartefristen ohne ihr Zutun. Nach 
geltendem Recht werden sie damit faktisch 
für die Versaumnisse des Staates bestraft. 
Das ist absurd und rechtsstaatswidrig. 

Gut, dass die Bundesregierung dies 
offenbar andern will. Schlecht, dass sie 
es trotz zahlreicher Gesetzesánderungen 
im Asylrecht nicht lángst getan hat. Statt 
mit dem Aufenthaltsnachweis eine neue 
,Zwischen-Bescheinigung‘ für Asylsu¬ 
chende zu schaffen, hatte einfach gere- 
gelt werden künnen, dass bei Ankunft in 
der Erstaufnahmeeinrichtung gleich eine 
Aufenthaltsgestattung erteilt wird. Da¬ 
mit waren alie rechtlichen Unklarheiten 
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geklárt. Es würde aber auch offengelegt, 
wie lange die Asylverfahren inklusive 
der Wartefrist auf die Antragstellung tat- 
sáchlich dauem. Námlich nicht gut fünf 
- wie offiziell behauptet sondern eher 
acht bis zwólf Monate.“ 

Quelle: http://www. ulla-jelpke. de 
18.03.2016 M 

Rassistische Vorurteile 
treten immer offener auf 

Zum Intemationalen Taggegen Rassismus 
am 21. Marz fordert Amnesty Politik und 
Behórden dazu auf konsequenter gegen 
rassistische Übergiiffe vorzugehen 
BERLIN ,,In vielen Lándern Europas 
treten rassistische Ressentiments in Ge- 
sellschaft und Politik immer offener zu 
Tage. Das zeigt sich unter anderem an den 
Erfolgen rechtspopulistischer Parteien 
in Frankreich, den Niederlanden, Polen, 
Ungam - und auch in Deutschland“, sagt 
Selmin £ah§kan, Generalsekretarin von 
Amnesty International in Deutschland, 
anlásslich des Intemationalen Tags ge- 
gen Rassismus am 21. Marz. „Gerade im 
Umgang mit den vielen schutzsuchenden 
Menschen zeigt sich, wie tief verwurzelt 
rassistische Vorurteile sind“, so (¡lah§kan. 

Deutschland erlebt seit Monaten eine 
drastische Zunahme rassistisch motivier- 
ter Gewalt. 1005 Mal sind Flüchtlings- 
unterkünfte nach Angaben des Bundes- 
kriminalamts im vergangenen Jahr zum 
Ziel rassistisch motivierter Straftaten 
geworden. Damit hat sich die Zahl die- 
ser Angriffe im Vergleich zum Jahr 2014 
verfünffacht. 

„Fast taglich kommt es in Deutsch¬ 
land zu rassistischen Übergriffen. Das 
zeigt, dass die Hemmschwelle für Ge¬ 
walt gegen Schutzsuchende, Migrantin- 
nen und Migranten sowie Menschen, bei 
denen ein Migrationshintergrund ver- 
mutet wird, deutlich gesunken ist“, sagt 
£ali§kan. „Nur jede vierte Tat wird auf- 
geklart, diese niedrige Aufklamngsquote 
ist für einen Rechtsstaat wie Deutsch¬ 
land absolut inakzeptabel. Die Behórden 
müssen ein deutliches Zeichen setzen 
und rassistische Táter konsequenter ver- 
folgen und bestrafen. Jeder Mensch in 
Deutschland muss sich darauf verlassen 
kónnen, dass der Staat ihn beschützt - 
unabhangig von Herkunft, Hautfarbe, 
Geschlecht, Religión, Sprache oder se- 
xueller Orientiemng.“ 

Ein Gmnd dafiir, dass Rassismus in 
Deutschland wieder gesellschaftsfáhig 
geworden ist, liegt auch im jahrelangen 
Versagen von Politik und Behórden, ras¬ 
sistische Vomrteile einzudammen. „Statt 
sich deutlicher von rassistischer Hetze zu 
distanzieren, haben viele Politikerinnen 
und Politiker zu wenig gegen Rassismus 
getan; einige haben selbst Stimmung 
gegen Flüchtlinge gemacht und diffuse 
Ángste geschürt - und so dazu beigetra- 


gen, dass Rassismus in vielen Teilen der 
Bevólkemng gesellschaftlich akzeptiert 
wird“, so (,'ali^ikan. „Unter dem Deck- 
mantel des ,besorgten Bürgers 1 bekennen 
sich inzwischen immer mehr Menschen in 
Deutschland zu rassistischen Parolen und 
unterstützen so auch gegen Flüchtlinge 
gerichtete Gewaltfantasien von SchieBbe- 
fehlen an der Grenze.“ 

Anlásslich des Intemationalen Tags ge- 
gen Rassismus am 21. Marz fordert Am¬ 
nesty von Politik und Behórden, dass sie 
Rassismus ais Problem in Deutschland 
ganz oben auf ihre Agenda setzen. „Es 
ist absolut notwendig, dass endlich aner- 
kannt wird, dass Rassismus in Deutsch¬ 
land ein Problem ist. Parteien und Behór¬ 
den sind jetzt gefordert, parteipolitische 
Interessen hinter sich zu lassen, um ge- 
meinsam mit der Zivilgesellschaft dafür 
Sorge zu tragen, dass die Menschenrech- 
te jedes Einzelnen in Deutschland ge- 
wahrt werden“, sagt £ah§kan.“ 

Am Samstag (19.03.2016) findet der 
bundesweite Aktionstag Hand in Hand 
gegen Rassismus statt. In mehr ais 60 
Orten in ganz Deutschland (u.a. Berlin, 
Frankfürt, Magdeburg, Mainz und Ulm) 
veranstaltet ein breites Organisations- 
bündnis Aktionen wie Flashmobs, Kund- 
gebungen und Mahnwachen. 

Zu dem Bündnis záhlen neben Amnes¬ 
ty International die Arbeiterwohlfahrt, 
Campact, DaMigra, Deutscher Kulturrat, 
Deutsches Kinderhilfswerk, Flüchtlings- 
rat Mecklenburg-Vorpommern, Inter- 
kultureller Rat in Deutschland, IPPNW 
Hamburg, Jesuiten-Flüchtlingsdienst, 
Humanistische Union, Lesben- und 
Schwulenverband Deutschland, medi¬ 
ca mondiale, München ist bunt, Natur- 
Freunde Deutschlands, Oxfam, Der Pa- 
ritátische Gesamtverband, PRO ASYL, 
Stiftung für die Intemationalen Wochen 
gegen Rassismus und terre des homrnes. 

Quelle: AMNESTY INTERNATIONAL 
Sektion der Bundesrepublik Deutschland 
e.V 18.03.2016 m 

Rassismus ist salonfahig 
geworden 

Am Jahrestag gegen Rassismus 
warnt der Flüchtlingsrat Baden-Würt- 
temberg vor geistigen Brandstiftern 

Für 2015 meldet ProAsyl 1065 Anschlá- 
ge auf Flüchtlinge und ihre Unterkíinfte. 
Heidenau, Bautzen, Clausnitz.... Der 
Rassismus zeigt in Deutschland abennals 
seine hássliche Fratze. Schutzlose, hilfe- 
suchende Menschen werden zu Opfern 
des Hasses wie schon Anfang der 1990er 
Jahre und Anfang der 1930er Jahre. Hass 
lásst kein Geschichtsbewusstsein zu. Die 
Anschláge haben Schlagzeilen gemacht 
und das Entsetzen bei den Politikern 
und der Mehrheit der Bevólkemng war 
groB. Es sei nur eine kleine verantwor- 
tungslose Minderheit, die so handele. 
Wirklich? Rassismus hat viele Gesichter. 


Die Gewalttáter záhlen auf Beifall in der 
Gesellschaft: Ohne Pegida, die AfD oder 
áhnliche Gmppiemngen gábe es Gewalt 
in diesem AusmaB nicht. Viele Politiker 
tragen das Ihre dazu bei, wenn sie sich 
für die SchlieBung der Grenzen innerhalb 
und auBerhalb Europas mit militárischen 
Mitteln stark machen und die Flüchtlinge 
damit ihrem Schicksal überlassen. 

Aber das Klima für rassistische Ge- 
walttaten wird auch in ganz anderen 
Kreisen beeinflusst, von denen man eher 
das Gegenteil erwartet hátte, z.B. von 
zahlreichen Intellektuellen. Eine beschá- 
mende Erkenntnis am Intemationalen 
Tag gegen Rassismus am 21. Márz: Ras¬ 
sismus ist wieder salonfáhig geworden. 
Er tritt in der Gestalt weise argumentie- 
render Bedenkentráger auf. Nein, Gewalt 
gegen Flüchtlinge, das lehnen wir ab, so 
hórt man es bei ihnen, aber Deutschland 
sei doch lángst an die Grenzen seiner 
Aufnahmefáhigkeit gelangt, die Polari- 
siemng der Gesellschaft nehme zu, der 
gesellschaftliche Friede sei durch die 
Flüchtlinge gestórt, wie die rechtsra- 
dikalen Anschláge ja deutlich zeigten. 
Besonders beunmhigt sie, ob die Integ- 
ration von so vielen Muslimen gelingen 
kónne, und dass unsere europáischen 
Werte in Gefahr seien. Eine zahlenmá- 
Gige Begrenzung, die viel beschworene 
Obergrenze, müsse es geben und auf die 
Frage, wie das zu machen sei, wird dann 
schon mal der SchieBbefehl bemüht, ja, 
wenn Flüchtlinge die Grenze stürmen, 
dann... 

Diese Intellektuellen befinden sich in 
guter Gesellschaft, z.B. bei dem Philo- 
sophen Peter Sloterdijk, der die Drohku- 
lisse einer „Überrollung“ Deutschlands 
aufbaut. Auch Worte kónnen Gewalt 
erzeugen. Intellektuelle werden so zu 
geistigen Brandstiftern, die das Klima 
in der Gesellschaft vergiften. Was hórt 
man von diesen Leuten über das Leid 
und die Schutzbedürftigkeit der Flücht¬ 
linge? Nichts. Was hórt man von ihnen 
über Deutschlands und Europas Mit- 
verantwortung für die Fluchtursachen, 
für die Gráuel des Krieges in Syrien? 
Nichts. Und man hórt auch nichts über 
die Folgen einer GrenzschlieBung, die 
den Flüchtlingen, die sich vor dem Krieg 
gerettet haben, neues Elend bereitet. In 
den meisten Fállen haben diese Intellek- 
tuellen noch nie einen Flüchtling ken- 
nengelernt, noch nie eine Flüchtlings- 
unterkunft von innen gesehen und sind 
in ihrem persónlichen Leben in keiner 
Weise von der Anwesenheit von Flücht¬ 
lingen beeintráchtigt. 

Quelle: Pressemitteilung Flüchtlingsrat 
Baden-Württemberg 18.03.2016 ■ 

Vollstándige Erklárung: http://fluechH¡ngsrat-bw. 

de/¡nformationen-ans¡cht/rass¡smus-ist-salon- 

faehig-geworden-am-jahrestag-gegen-rassis- 

mus-warnt-der-fluechtlingsrat-baden-wuerttem- 

berg-vor-geistigen-brand.htm 
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:ankündigungen 

Die verlorene Ehre des Bartholomaus Schink 


Viel ist bereits zu den Kólner 
EdelweiBpiraten geschrieben 
worden. Úberlebende wie 
Jean Jülich, Fritz Theilen und 
Gertrud (Mucki) Koch haben 
ihre Erinnerungen veróf- 
fentlicht. Gutachten wurden 
erstellt. Alexander Goeb ver- 
óffentlichte bereits 1981 ein 
Jugendbuch zum Thema: „Er 
war sechzehn, ais man ihn 
hángte - Das kurze Leben 
des Widerstandskámpfers 
Bartholomaus Schink“. 

Jetzt hat er sich erneut mit 
diesem Thema auseinander- 
gesetzt, vor allem mit dem 
Umgang mit dieser Art des 
Widerstandes in der Zeit 
nach dem Krieg. Im Brandes 
& Apsel Verlag Frankfurt 
erschien seine Dokumen- 


tation „Die verlorene Ehre 
des Bartholomaus Schink. 
Jugendwiderstand im NS- 
Staat und der Umgang mit 
den Verfolgten von 1945 bis 
heute.“ 

Das Buch gliedert sich in 
die Teile: „Krieg und Ver- 
folgung“, „Kriegsende und 
Kalter Krieg“ und „Spáte 
Ehrungen“. 

Im ersten Teil komrnen 
hauptsáchlich die Akteure 
selbst zu Wort, Ausschnitte 
aus Interviews mit Überle- 
benden, mit Angehórigen 
der Hingerichteten lassen die 
damalige Situation lebendig 
werden. Es wird klar, diese 
Jugendlichen waren Nazi- 
gegner. Das Kapitel endet 
mit dem Vernehmungspro- 


tokoll von Bartholomaus 
Schink, dem mit 16 Jahren 
erhangten Jugendlichen. 
Goeb schreibt dazu: „Der 
Text dieser Vemehmung ei- 
nes Todeskandidaten ist nicht 
die Sprache des 16-jahrigen 
Bartholomaus Schink. Es ist 
die Sprache der Gestapo-Fol- 
terer des Sonderkommandos 
Kütter. Das Nazi-Protokoll 
wir hier in voller Lange ver- 
offentlicht. Es belegt... den 
Mut der Jugendlichen, die 
Nazi-Macht in ihrer letzten 
Phase zu bekampfen und 
dabei ihr Leben aufs Spiel zu 
setzen“. 

Im zweiten Abschnitt des 
Buches geht der Autor der 
Frage nach, wie es gesche- 
hen konnte, dass alie über 
Jahrzehnte unternommenen 
Versuche um Wiedergut- 
machung und Rehabilitie- 
rung in den Gerichtssálen 
scheiterten. Er schildert das 
politische Klima der frühen 
Bundesrepublik, den Prozess 
gegen die Gestapo-Scher- 
gen, die mit relativ geringen 
Gefángnisstrafen davonka- 
men. Der Hauptangeklagte 
Hoegen erhielt 9 Jahre, war 
aber bereits 1953 schon 
wieder auf freiem Fufó. Auch 
dieses Kapitel lebt von den 
vielen Zeitzeugen, die zu 
Wort komrnen. Erst hatte 
die Mutter von Bartholáus 
Schink versucht, die Aner- 
kennung ihres Sohnes ais 
politisch Verfolgter durchzu- 
setzen, nach ihrem Tod setzte 
die Schwester diese Bemü- 
hungen fort. Goeb dokumen- 
tiert die Briefe, die zwischen 
ihnen und den Behórden 
ausgetauscht wurden, die 
Zeugenaussagen, die beige- 
bracht wurden, um zu bele- 
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gen, aus welchen Motiven 
die Jugendlichen gehandelt 
hatten. Nur einem einzigen 
der Hingerichteten, Günter 
Schwarz, wurde letztlich ein 
Wiedergutmachungsanspruch 
ais rassisch Verfolgter zuge- 
standen, weil sein ermordeter 
Vater Jude war. 

Ais Israel 1983/84 Jean 
Jülich, Bartholomaus Schink 
(in Vertretung durch seine 
Schwester Karoline Ban- 
ten) und Michael Lovy die 
hóchste Auszeichnung ais 
„Gerechte der V51ker“ ver- 
leihen wollten, flammte die 
Diskussion wieder auf. Aus 
dieser Zeit wird die Debatte 
dokumentiert, die damals im 
Landtag NRW geführt wurde 
und die letztlich zu dem sog. 
Rusinek-Gutachten führte, 
das dann mit seinem Fazit 
„nicht kriminell aber auch 
kein Widerstand“ für viele 
weitere Jahre die Rehabili- 
tierung der EdelweiBpiraten 
verhinderte. 

Der dritte Abschnitt ist 
kurz und schildert die spáten 
Ehmngen, die dann doch 
noch kamen, ais Regie- 
rungsprasident Roters 2003 
erklarte, für ihn seien die 
in Ehrenfeld hingerichteten 
Jugendlichen Nazigegner 
und Widerstandskampfer. Ein 
Schritt, so Goeb, zu dem sich 
die Wissenschaftler bis heute 
nicht durchringen konnten. 

Alexander Goeb schafft 
es, die Geschichte der 
Kólner EdelweiBpiraten 
und den Umgang mit dieser 
Geschichte noch einmal 
neu zu erzahlen, spannend 
und authentisch, mit vielen 
Dokumenten und Stimmen. 
Die wenn auch spáte Aufar- 
beitung der NS-Zeit und ihre 
Folgen haben andere Sicht- 
weisen ermóglicht, schreibt 
Goeb in seiner Schlussbe- 
merkung. „So findet endlich 
auch der vergessene oder 
geleugnete Widerstand der 
„kleinen Leute“ Anerken- 
nung.“ 

Alexander Goeb: Die verlo¬ 
rene Ehre des Bartholomaus 
Schink. Jugendwiderstand 
im NS-Staat und der Um¬ 
gang mit den Verfolgten von 
1945 bis heute. Die Kólner 
Edelweifipiraten. Verlag 
Brandes & Apsel Frankfurt, 

178 Seiten, Frz. Broschur, 
ISBN 978-3-95558-162-6, 
16,90 Euro 
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Díe CDU nach rechts treiben 

Junge Freiheit Nr. 11/1 ó bis 13/16 
vom 11., 18., 25. Márz 2016 

Vor den Landtagswahlen am 13. Márz 
prophezeit Chefredakteur Dieter Stein 
ein politisches Erdbeben. Anlass ist das 
Ergebnis der hessischen Kommunal- 
wahlen, bei denen die AfD landesweit 
13 Prozent erreichte. „Der Alleinvertre- 
tungsanspruch des bürgerlichen Lagers 
mit Ewigkeitsgarantie, für den Adenauer 
und Kohl standen - die CDU verspielt 
ihn endgültig. Die AfD wird nach dem 
13. Márz in acht von 16 Landtagen ver- 
treten sein - ein beispielloser Siegeszug. 
Ihr Erfolg speist sich aus bitterer Ent- 
táuschung von Wáhlem aus der Mitte 
der Gesellschaft. Die Arithmetik der 
politischen Verháltnisse in Deutschland 
wird sich spürbar verschieben, die ge- 
sellschaftliche Linksdrift steht vor ihrem 
Ende." Schon hier deutet Stein an, dass 
er auf eine Rechtsverschiebung in der 
CDU hofft. Deutlicher wird dies im Leit- 
artikel nach den Landtagswahlen: „Kon- 
rad Adenauer war in den Anfangsjahren 
der Republik das Kunststück gelungen, 
mehrere konservative Parteien zu um- 
armen und aufzusaugen. Mit einern do- 
mestizierten konservativen Flügel und 
einer Arbeitsteilung zwischen CDU und 
CSU schien die Parole von Franz Josef 
StrauB in Erz gegossen, es werde „rechts 
von der Union" keine Partei mehr em- 
porgelassen ... CDU-Chefin Merkel ver- 
groBerte mit der von ihr in die Wege ge- 
leiteten Linksdrift der CDU noch einmal 
die Lücke für eine solche neue Partei. ... 
Die Erschütterung bei den „im Zweifel 
linken" Meinungseliten ist nun groB: In 
alien drei Bundeslándem gibt es faktisch 
keine rot-grünen, geschweige rot-rot- 
grünen Mehrheiten. Es zeigt sich, dass 
die Differenzierung des parteipolitischen 
Angebotes plótzlich zu Wahlergebnissen 
führt, die - politischen Willen vorausge- 
setzt - zu neuen bürgerlichen Mehrhei¬ 
ten führen kónnten." Das ist mehr ais 
die Hoffnung auf ein Bündnis von CDU 


und AfD - doch 
Stein ist auch klar, 
dass die AfD noch 
nicht stabil ist und 
der Erfolg verspielt 
werden kann: „Wie 
einst bei den Grü- 
nen in ihrer tur- 
bulenten und von 
Richtungskámp- 
fen gezeichneten 
Aufbauphase ste- 
hen der AfD nun, 
gesteigert durch 
die Last der gro- 
Ben Wahlerfolge, 
die Mühen der 
Professionalisie- 
rung bevor. Ent- 
puppen sich die 
neuen Fraktionen 
ais Panoptikum 
verkrachter Exis- 
tenzen und Sek- 
tierer, erliegen die 
Neupolitiker den 
materiellen Versu- 
chungen, erstickt 
ein Geist der Ver- 
beamtung den Ide- 
alismus der Basis? 

Die AfD hat einen 
riesigen Vertrau- 
ensvorschuss er- 
halten. Es wird 
sich zeigen, ob die¬ 
se historische Chance erkannt oder ver¬ 
spielt wird." 

In eine etwas andere Richtung argu- 
mentiert in der darauffolgenden Ausga- 
be der Historiker und Journalist Martin 
Lohmann, der 2013 aus der CDU ausge- 
treten ist: Er tritt dafür ein, dass die CSU 
künftig bundesweit antritt - und so quasi 
die AfD ersetzt. Blattautor Paul Rosen 
wamt vor einer mbglichen schwarz-grü- 
nen Koalition in Baden-Württemberg 
und erinnert an den Zerfall der Democra- 
zia Cristiana in Italien. Und Dieter Stein 
hofft auf „fairen ... Streit von links, 


Mitte bis rechts zum Wohle des Landes" 
gibt. Er konstatiert: „Aufgeschreckt dis- 
kutieren Politiker und Journalisten, wie 
die neue Partei gestoppt werden konnte: 
„Ignorieren? Attackieren? Von rechts 
umschmeicheln?" fragt verzweifelt Spie- 
gel Online Anfang der Woche in einer 
Analyse, wie Parteien „die AfD entzau- 
bern" wollen. Zunehmend macht sich 
Ratlosigkeit breit, dass der Einbruch der 
ais „Rechtspopulisten“ Gescholtenen tief 
in die politische Mitte reicht, dass sogar 
bemerkenswert viele Anhánger von Lin¬ 
ken und Grünen zur AfD gewechselt wa- 
ren. Es fállt offenbar schwer anzuerken- 
nen, daB viele Bürger schlicht anderen 
Positionen, anderen Antworten zuneigen 
und Dialogverbote, tabuisierte Debatten 
empbren." 

Dreh- und Angelpunkt der Debatte im 
Blatt ist die - unausgesprochene - Fra- 
ge, ob und wie die CDU für eine Koali¬ 
tion mit der AfD bereit gemacht werden 
kann. Dass das nur ohne Angela Merkel 
gelingen kónnte, ist Übereinkunft im 
Blatt. Sie wird verantwortlich gemacht 
für den sogenannten „Linksruck“ der 
CDU. 
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